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Bund will gleichwertige Lebensver-
hältnisse sichern – aber wann und 
wie?

Abgehängte Räume dürfe es nicht 
geben. Die Bundeskanzlerin persön-
lich brachte ihre Sorgen eindrucks-
voll zum Ausdruck und die Bundesre-
gierung installierte die Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“. 
Gleich drei Bundesministerinnen 
und -minster hatten den Vorsitz inne, 
sechs Arbeitsgruppen unter Beteili-
gung aller Bundesländer und der drei 
kommunalen Spitzenverbände mach-
ten sich ans Werk. Die einen erhoff-
ten sich Hilfe für Strukturprobleme 
gerade in ländlichen Räumen, andere 
wollten hauptsächlich über ungelös-
te Altschulden einiger Großstädte in 
drei Bundesländern sprechen. Am 
10. Juli 2019 hat das Bundeskabinett 
die Schlussfolgerungen des Vorsitzes 
beschlossen. Sie sind ernüchternd. 
Überwiegend handelt es sich um 
Programmsätze und Appelle. Es fehlt 
an einer finanziellen Unterlegung, 
konkreten Zeitschienen und Umset-
zungsschritten, monierte der Deut-
sche Landkreistag zu Recht.

Auch Niedersachsens Ministerin für 
Bundesangelegenheiten und Regio-
nale Entwicklung, Birgit Honé, zeigte 
sich enttäuscht. Sie mahnte konkre-
te Maßnahmen an, um regionalen 
Disparitäten in ländlichen Räumen 
entgegenwirken zu können. Zutref-
fend forderte sie eine Fortentwicklung 
der Gemeinschaftsaufgabe Agrar-
struktur und Küstenschutz, dies hatte 
auch NLT-Präsident Bernhard Reuter 
am 1. Juli 2019 in einem Gespräch des 
Präsidiums im Bundeskanzleramt in 
den Vordergrund gestellt (vgl. dazu 
S. 96, in diesem Heft). Belastbare Zu-
sagen des Bundes für ein finanzielles 
Engagement zum flächendeckenden 
Ausbau von Glasfaser und Mobilfunk 
sowie die im Gute-Kita-Gesetz an-
gelegte Förderung über 2022 hinaus 
sind weitere Ankerpunkte für eine 
gleichberechtigte Entwicklung des 
gesamten ländlichen Raumes. Der 
Königsweg – so der DLT in seiner 
ersten Wertung – bestände darin, den 
Kommunen mehr eigene Mittel über 
die Umsatzsteuer zukommen zu, und 

fließt die Gewerbesteuer endlich wie-
der weitestgehend komplett dahin, 
wo sie hingehört: Zu den Kommunen. 
Und das muss auch so bleiben.

Zügig hat der Niedersächsische 
Landtag die parlamentarische An-
hörung zum Ausführungsgesetz zum 
Bundesteilhabegesetz durchgeführt. 
Dies gibt Hoffnung auf eine zeitnahe 
Verabschiedung nach der Sommer-
pause. Es wird höchste Zeit. Betroffen 
sind 92.000 Menschen mit Behinde-
rungen in Niedersachsen. Für viele 
von ihnen müssen zum 1. Januar 
2020 neue Bescheide erstellt werden. 
NLT und NST arbeiten parallel zum 
Gesetzgebungsverfahren mit Hoch-
druck an der Umsetzung der notwen-
digen landesrechtlichen Grundlagen 
und vertrauen auf die getroffenen 
Verabredungen.

Noch in den Sommerferien beginnt 
am 1. August das neue Kindergar-
tenjahr. Es ist das zweite nach Ein-
führung der Beitragsfreiheit für zwei 
weitere Kindergartenjahre. Bund und 
Land haben vor wenigen Wochen ihre 
Vereinbarung zum Gute-Kita-Gesetz 
unterzeichnet. Die vor knapp zwei 
Jahren begonnenen Gespräche zwi-
schen der Landesregierung und den 
kommunalen Spitzenverbänden sind 
hingegen keineswegs abgeschlossen. 
Die notwendigen Verordnungen Re-
gelungen z.B. für den verabredeten 
Härtefallfonds liegen immer noch 
nicht einmal als Entwurf vor. Das 
verstehen die Kommunen nicht mehr. 
Auch wenn die Mittel des Bundes 
nicht so an die Kommunen weiterge-
leitet werden können, wie man sich 
das in Niedersachsen zunächst vor-
gestellt hatte: Die kommunalen Spit-
zenverbände erwarten die Einhal-
tung des Versprechens, dass die 526 
Millionen Euro aus Berlin vollständig 
den Kommunen zur Verfügung ge-
stellt und die Verhandlungen hierü-
ber zeitnah abgeschlossen werden.

Einstweilen wünsche ich schöne Feri-
en und verbleibe mit besten Grüssen

Prof. Dr. Hubert Meyer,
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
des Niedersächsischen Landkreistages

zwar nach der Zahl der Einwohner 
statt wie bisher der Wirtschaftskraft.

Länder und kommunale Spitzenver-
bände müssen in den kommenden 
Monaten darauf dringen, den großen 
Versprechen konkrete Taten folgen zu 
lassen. Es geht nicht nur um notwendi-
ge Hilfen, es geht auch um die Glaub-
würdigkeit der Bundesregierung.

Kommunale Investitionen, BTHG, 
Kita bleiben Großbaustellen in Nie-
dersachsen

Auch in Niedersachsen hängt ein po-
litisches Versprechen in der Luft. Das 
in der Koalitionsvereinbarung ange-
sprochene 1-Milliarde-Investitions-
programm für die Kommunen wurde 
im Haushaltsentwurf der Landesre-
gierung für 2020 erneut nicht unter-
setzt. Stattdessen galt es im Vorfeld 
der Haushaltsklausur gar Begehr-
lichkeiten des Finanzministers nach 
kommunalem Geld abzuwehren. 30 
Jahre nach der Deutschen Einheit 

Über abgehängte Räume und anhängige Versprechen
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Am 26. Mai 2019, dem Tag der Wahl 
des Europäischen Parlaments, sind 
auch in zwölf niedersächsischen 
Landkreisen Wahlen zum Amt des 
hauptamtlichen Landrats erfolgt. Die 
Wahlen haben zu folgenden Ergeb-
nissen geführt: 

Landkreis Aurich
Neuer Landrat des Landkreises Au-
rich wird Olaf Meinen (parteilos). Auf 
die Wahlvorschläge entfielen folgen-
de Prozentzahlen:

-	 Olaf Meinen: 53,5 Prozent
-	 Harm-Uwe Weber (SPD): 32 Prozent
-	 Bernd Iken (parteilos): 14,5 Prozent.

Landkreis Cuxhaven
Amtsinhaber Landrat Kai-Uwe Bie-
lefeld (parteilos) wurde mit 63,5 
Prozent der Stimmen wiedergewählt. 
Sein Herausforderer Frank Berghorn 
(CDU) erhielt 36,5 Prozent. 

Landkreis Diepholz
Amtsinhaber Landrat Cord Bockhop 
(CDU) wurde mit 89,9 Prozent der 
Stimmen wiedergewählt. Sein Her-
ausforderer Hans-Harald Wiese (AfD) 
erhielt 10,1 Prozent.

Landkreis Friesland
Amtsinhaber Landrat Sven Ambro-
sy (SPD) wurde mit 79,9 Prozent der 
Stimmen wiedergewählt. Sein Her-
ausforderer Sebastian Schroeder (Die 
Partei) erhielt 21,2 Prozent. 

Landkreis Emsland
Nachfolger des Amtsinhabers Land-
rat Reinhard Winter (CDU) wird der 
bisherige Kreisrat Marc-André Bur-
gdorf. Auf die Wahlvorschläge entfie-
len folgende Prozentzahlen:

Kompromissvorschlag des Landes zur Finanzierung der Kosten des 
Bundesteilhabegesetzes
Von Ines Henke*

Ergebnisse der Landratswahlen 2019

-	Marc-André Burgdorf (CDU): 59,4 
Prozent

-	Vanessa Gattung (SPD): 29,2 Prozent
-	Georg Hennekes (parteilos): 11,4 

Prozent.

Landkreis Grafschaft Bentheim
Landrat Friedrich Kethorn (CDU) ist 
nicht wieder zur Wahl angetreten. 
Auf die Wahlvorschläge entfielen fol-
gende Prozentzahlen:

-	 Uwe Fietzek (CDU): 40,0 Prozent
-	 Dr. Volker Pannen (SPD): 38,3 Pro-

zent
-	 Henni Krabbe (parteilos): 21,7 Pro-

zent.

Die Stichwahl am 16. Juni gewann 
Uwe Fietzek mit 51,9 Prozent der 
Stimmen gegen Dr. Volker Pannen.

Landkreis Holzminden
Landrätin Angela Schürzeberg ist 
nicht wieder zur Wahl angetreten. 
Nachfolger wird Michael Schüne-
mann (parteilos) mit 59,5 Prozent der 
Stimmen. Seine Gegenkandidatin 
Margrit Behrens-Globisch, ebenfalls 
parteilos, erhielt 40,5 Prozent.

Landkreis Lüneburg
Landrat Manfred Nahrstedt (SPD) ist 
nicht wieder zur Wahl angetreten. 
Auf die Wahlvorschläge entfielen fol-
gende Prozentzahlen:

-	 Jens Böther (CDU): 35,6 Prozent
-	 Norbert Meyer (SPD): 28,3 Prozent 
-	 Erika Romberg (Grüne): 26,9 Prozent
-	 Markus Graff (Linke): 9,1 Prozent.

Die Stichwahl gegen Norbert Meyer 
entschied Jens Böther mit 50,2 Pro-
zent für sich. 

Landkreis Nienburg/Weser
Amtsinhaber Detlev Kohlmeier (par-
teilos) wurde mit 81,4 Prozent der 
Stimmen wiedergewählt. Es gab kei-
nen Gegenkandidaten.  

Landkreis Osnabrück
Amtsinhaber Landrat Dr. Michael 
Lübbersmann hatte drei Gegenkan-
didaten. Auf die Wahlvorschläge ent-
fielen folgende Prozentzahlen:

-	 Dr. Michael Lübbersmann (CDU): 
43, 4 Prozent

-	 Anna Kebschull (Grüne): 30,2 Pro-
zent 

-	 Frank Vornholt (parteilos): 14,8 Pro-
zent

-	 Dr. Horst Baier (parteilos): 11,6 Pro-
zent.

Die Stichwahl gewann Anna Keb-
schull mit 52,2 Prozent der Stimmen.

Landkreis Uelzen
Amtsinhaber Landrat Dr. Heiko 
Blume (CDU) wurde mit 69,0 Pro-
zent der Stimmen wiedergewählt. 
Sein Herausforderer Leonard Hyfink 
(FDP) erhielt 31,0 Prozent. 

Landkreis Verden
Amtsinhaber Landrat Peter Bohl-
mann (SPD) wurde mit 72,6 Prozent 
der Stimmen wiedergewählt. Es gab 
keinen Gegenkandidaten.

Die künftige Landrätin und ihre Kol-
legen treten ihre Ämter jeweils zum 
1. November 2019 an bzw. setzen 
diese fort.

Landkreise erwarten Änderung des Grundgesetzes zur Förderung des 
ländlichen Raumes

Am 1. Juli 2019 traf sich eine Dele-
gation des Niedersächsischen Land-
kreistages im Anschluss an eine 
Sitzung des NLT-Präsidiums mit 
Staatsminister Dr. Hendrik Hoppens-
tedt im Bundeskanzleramt in Berlin. 
Dabei griff NLT-Präsident Landrat 
Bernhard Reuter insbesondere die 
Thematik der gleichwertigen Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land auf: 

„Die Bundeskanzlerin hat mit Recht 
davor gewarnt, abgehängte ländliche 
Räume zu vernachlässigen. Dem ent-
gegenzuwirken ist aus unserer Sicht 
der wichtigste Auftrag der Kommissi-
on gleichwertige Lebensverhältnisse, 
deren Ergebnisse das Bundeskabinett 
kommende Woche bewerten will. 
Vorrangig muss die Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und Küsten-

schutz den heutigen Erfordernissen 
angepasst werden. Sie muss künftig 
die ländliche Entwicklung insgesamt 
und die Sicherstellung angemessener 
Versorgungsstrukturen umfassen.“

Die Landkreise hätten kein Verständ-
nis dafür, wenn dieses überfällige 
Thema jetzt nicht angepackt werde, 
erläuterte der Hauptgeschäftsführer 
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des Deutschen Landkreistages, Prof. 
Dr. Hans-Günter Henneke, der an 
dem Gespräch teilnahm und selber 
der Kommission angehört. Es gehe 
um finanziell überschaubare Sum-
men. Wichtiger noch sei das Signal, 
dass die Politik die Sorgen der Men-
schen in den ländlichen Räumen 
ernst nehme. 

Die Delegation des NLT traf sich im Bundeskanzleramt mit Staatsminister Dr. Hendrik Hoppenstedt (sechster von rechts). Auf dem Bild 
zu sehen sind außerdem (v.l.n.r.) Landrat Peter Bohlmann (Verden), Eckhard Ilsemann (Landkreis Schaumburg), Thorsten Bludau und 
Manfred Fischer (Beigeordnete NLT), Hermann Krusemark (Landkreis Stade), Landrat Franz Einhaus (Peine), Landrat Reinhard Winter 
(Emsland), NLT-Präsident Landrat Bernhard Reuter (Göttingen), Landrat Cord Bockhop (Diepholz), NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hubert Meyer, Heinz Buss (Landkreis Wittmund), DLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Landrat Herbert Winkel 
(Vechta) und Werner Warnecke (Landkreis Gifhorn).                                                                                                             Foto: Markgraf/NLT

Reuter, der auch Vizepräsident des 
Deutschen Landkreistages ist, ver-
deutlichte an Beispielen aus seinem 
heimatlichen Landkreis Göttingen, 
dass florierende Kommunen und 
Gemeinden mit dramatischen demo-
grafischen Problemen oftmals dicht 
bei einander lägen. Die Agrarstruk-
tur sei nicht mehr das entscheiden-

de Thema. Vielmehr gelte es in die 
Infrastruktur zu investieren und das 
gerade in ländlichen Regionen be-
sonders ausgeprägte ehrenamtliche 
Engagement als Hilfe zur Selbsthilfe 
wirkungsvoll zu unterstützen.

Über den seitens der Landesregie-
rung in den Niedersächsischen Land-
tag eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Umsetzung der sogenannten Schul-
denbremse in die Niedersächsische 
Verfassung sowie die kommunale 
Stellungnahme zum vorherigen Re-
ferentenentwurf wurde in der vor-
herigen Ausgabe dieser Zeitschrift 
umfassend informiert1. Am 23. April 
2019 fand die mündliche Anhörung 
in einer gemeinsamen Sitzung des 
Ausschusses für Rechts- und Verfas-
sungsfragen und des Ausschusses für 
Haushalt und Finanzen des Nieder-
sächsischen Landtages statt. Schwer-
punkt der Beratung und auch der 
Einlassung der übrigen Anzuhören-

Schuldenbremse: Land höhlt kommunale Verfassungsgarantie weiter aus

den war die Bewertung der grund-
gesetzlich ermöglichten Umsetzung 
der Ausnahmemöglichkeiten von der 
Schuldenbremse in der Niedersäch-
sischen Verfassung sowohl in Artikel 
71 als auch in der Landeshaushalts-
ordnung. 

Streichen des sogenannten Leis-
tungsfähigkeitsvorbehaltes gefordert

Lediglich die kommunalen Spitzen-
verbände nahmen dezidiert zur Frage 
der Garantie einer kommunalen Min-
destfinanzausstattung in Artikel 58 
der Niedersächsischen Verfassung 
Stellung. Dabei vertieften sie ihr 
Vorbringen zum Referentenentwurf2. 

Sie erinnerten insbesondere daran, 
dass die Verfassung die Kommunen 
auch in schlechten Zeiten schützen 
müsse und die aktuelle Situation 
mit einem Wirtschaftswachstum von 
über 9 Jahren nicht darüber hinweg 
täuschen dürfe, dass sich solche Zei-
ten auch wieder ändern könnten. 
Darüber hinaus gingen sie erneut 
auf die Unvereinbarkeit der vorge-
sehenen Ergänzung des Artikels 58 
der Niedersächsischen Verfassung 
mit den Vorgaben in Artikel 28 des 
Grundgesetzes ein. Wenigstens for-
derten sie die Streichung der Ergän-
zung der Verfassung in Artikel 58 
Satz 2 NV. Grundsätzlich erinnerten 
sie dabei an die Zusagen der vier 
bereits früher im Niedersächsischen 
Landtag vertretenen Parteien, bei 
der Umsetzung der Schuldenbremse 1	 Vgl. hierzu NLT-Information 2-3/2019, S. 40 ff. 2	 Vgl. hierzu NLT-Information 2-3/2019, S. 40 ff.
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auch den sogenannten Leistungsfä-
higkeitsvorbehalt bei der Regelung 
über die Finanzausstattung in Artikel 
58 der Niedersächsischen Verfassung 
zu streichen. Hieran fühlten sich im 
Rahmen der Anhörung nur noch die 
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP gebunden.

Kommunaler Finanzausgleich unter-
finanziert

Schließlich verdeutlichten die kom-
munalen Spitzenverbände, dass die 
Notwendigkeit einer Verbesserung 
des verfassungsrechtlichen Schutzes 
kein abstraktes Problem sei. Sie ver-
wiesen auf ihren jährlichen Finanz-
bericht bei der Anhörung zum Lan-
deshaushalt, in dem jedes Mal aufs 
Neue dargelegt wird, wie die Eingrif-
fe des Landes in den kommunalen Fi-
nanzausgleich sich zwischenzeitlich 
zu Mindereinnahmen der Kommunen 
von 800 Millionen  Euro jährlich sum-
mieren.3 Dies sei auch die Ursache 
dafür, dass das Land Niedersachsen 
den niedrigsten kommunalen Finan-
zausgleich pro Kopf der Bevölkerung 
der 13 Flächenländer hat und somit 
die Kommunen im bundesweiten Ver-
gleich am schlechtesten ausstattet:

Des Weiteren wurde verdeutlicht, 
dass angesichts der sich exorbitant 
verbesserten Finanzsituation des 
Landes längst eine Rücknahme der 
Eingriffe in den kommunalen Fi-
nanzausgleich der Vergangenheit 
erforderlich gewesen wäre. Die 
vorgesehene Neufassung schütze 
die Kommunen hingegen in keiner 
Weise. Vielmehr wies die Arbeits-
gemeinschaft in ihrem mündlichen 
Vortrag auf potenzielle Überlegun-
gen innerhalb der Landesregierung 
hin, im Jahre 2020 den Kommunen 
Finanzmittel  wegen des Endes ihrer 
Zahlungen über die Gewerbesteu-
erumlage zur Mitfinanzierung der 
Deutschen Einheit zu kürzen. Hierzu 
gab es seitens der Regierungsfrak-
tionen kein Dementi. Ein solches 
Vorgehen würde das Verhältnis des 
Landes zu den kommunalen Gebiets-
körperschaften nachhaltig belasten 
und die Frage der Verlässlichkeit 
des Landes aufwerfen. Schließlich 
widerspräche dies auch nachhaltig 
der permanenten Argumentation des 
Landes. Es weist immer wieder auf 
die Entwicklung der sogenannten 
Verteilungsymmetrie hin. Hierbei 
werden die Finanzierungssalden 
(Einnahmen abzüglich Ausgaben 

3	 Vgl. hierzu den Finanzbericht der Kommunen 
unter www.nlt.de ➜ Verbandspositionen ➜ 
Finanzen
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Durchschnittslinie (ungewichtet)

ohne Kredite) gegenübergestellt. 
Diese waren in den vergangenen 30 
Jahren beim Land immer mindestens 
1 Milliarde schlechter als im kommu-
nalen Bereich. Seit drei Jahren ist der 
Landesfinanzierungssaldo allerdings 
positiver als der kommunale. Im Jahr 
2018 um über 1 Milliarde Euro. Eine 
Rechtfertigung, den Kommunen vor 
diesem Hintergrund noch Finanzmit-
tel vorenthalten zu wollen, ist nicht 
erkennbar.

Zwischenfazit

Dem Vernehmen nach hat der 
kommunale Vortrag die Landtags-
mehrheit wenig beeindruckt. Die 
ursprüngliche Absicht, das Gesetz 
noch vor der Sommerpause zu ver-
abschieden, scheiterte allerdings an 
unterschiedlichen Auffassungen in 
den Regierungsfraktionen zur Frage, 
unter welchen Voraussetzungen die 
Ausnahmeregelung zur Kreditauf-
nahme nunmehr endgültig in der 
Verfassung verankert werden sollte. 
Insoweit ist mit einem Gesetzesbe-
schluss erst im Herbst zu rechnen. 
Sollte sich dabei an den für die Kom-
munen maßgebliche Regelung des 
Artikels 58 der Niedersächsischen 
Verfassung keine Änderung ergeben, 
müssen sie weitere Schritte prüfen, 
um in der nächsten Finanzkrise dem 
Land nicht völlig schutzlos ausgelie-
fert zu sein.

Vom 7. bis 9. Mai 2019 fand die 155. Sit-
zung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ in Kiel statt. Auf der Grund-
lage aktueller gesamtwirtschaftlicher 
Daten sowie des derzeit geltenden 
Steuerrechts wurden die Steuerein-
nahmen für die Jahre 2019 bis 2023 
geschätzt.

Steuerschätzung signalisiert erste Rückgänge der Einnahmen

Bundesweites Ergebnis
Verglichen mit der Steuerschätzung 
vom Oktober 2018 sollen die Steuer-
einnahmen im Jahr 2019 insgesamt 
um 10,9 Milliarden Euro niedriger 
ausfallen. Für den Bund ergeben sich 
dabei Mindereinnahmen von 9,9 Mil-
liarden Euro und für die Länder wer-

den Mehreinnahmen von 2 Milliar-
den Euro erwartet. Hintergrund sind 
Finanzverschiebungen zwischen 
Bund und Ländern im Bereich der 
Umsatzsteuer (Integrationskosten).

Die Einnahmeerwartungen für die 
kommunale Ebene sinken um 0,6 
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Milliarden Euro. Auch für die Jahre 
2020 bis 2023 wird das Steueraufkom-
men unter der Schätzung vom Okto-
ber 2018 liegen. Die Auswirkungen 
auf die einzelnen staatlichen Ebenen 
sind dabei unterschiedlich. Der Ar-
beitskreis „Steuerschätzungen“ hat 
seine Prognose um insgesamt 113,4 
Milliarden Euro nach unten ange-
passt, wobei die Kommunen mit -22,8 
Milliarden Euro teilhaben.

Die Korrektur bei den erwarteten 
Steuereinnahmen ist durch zwei Fak-
toren begründet. Zum einen führt die 
Unsicherheit im Welthandel, begrün-
det durch Handelskonflikte und die 
Debatten über den Brexit, zu einem 
langsameren Wirtschaftswachstum 
in diesem Jahr. In den kommenden 
Jahren wird allerdings wieder mit 
einer deutlich stärkeren wirtschaftli-
chen Dynamik gerechnet. Die derzei-
tige Wachstumsdelle beeinträchtigt 
das Niveau der Steuereinnahmen 
dennoch nachhaltig.

Der Steuerschätzung wurden die ge-
samtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2019 der Bundes-
regierung zugrundegelegt. Die Bun-
desregierung erwartet hiernach für 
dieses Jahr einen Anstieg des Brutto-
inlandsprodukts um real +0,5 % und 
für das Jahr 2020 von +1,5   %. Für 
das nominale Bruttoinlandsprodukt 
werden nunmehr Veränderungsraten 
von + 2,8 % für das Jahr 2019, + 3,5 % 
für das Jahr 2020 sowie von je +3,0 % 
für die Jahre 2021 bis 2023 projiziert.

Zum anderen verringert sich das 
Steueraufkommen durch weitere von 
der Bundesregierung umgesetzte 
Entscheidungen, die die Steuern für 
die Bürgerinnen und Bürger spürbar 
senken, etwa durch das Starke-Fa-
milien-Gesetz und den Abbau der 
kalten Progression. Darüber hinaus 
waren eine Reihe weiterer gesetzli-
cher Änderungen zu berücksichti-
gen, wie insbesondere das Gesetz zur 
steuerlichen Entlastung der Familien 
sowie zur Anpassung weiterer steu-
erlicher Regelungen (Familienentlas-
tungsgesetz) vom 29. November 2018 
sowie das Gesetz zur fortgesetzten 
Beteiligung des Bundes an den Inte-
grationskosten der Länder und Kom-
munen und zur Regelung der Folgen 
der Abfinanzierung des Fonds „Deut-
sche Einheit“ vom 17. Dezember 2018.

Auch wenn die Prognosen deutliche 
Rückgänge aufzeigen, darf diese 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
sowohl insgesamt als auch für die ein-

zelnen Gebietskörperschaftsgruppen 
(Bund/Länder/Kommunen) die Ein-
nahmen absolut Jahr für Jahr steigen. 
D. h., dass (lediglich) die Zuwächse 
geringer ausfallen, wie sich aus Ta-
belle 1 ergibt.

Auswirkungen auf Niedersachsen

Auch im Land Niedersachsen gehen 
die Steuererwartungen gegenüber 
den bisherigen Annahmen von gerin-
geren Beträgen aus. Zusammenge-
fasst liegen sie im gesamten Zeitraum 
um 844 Millionen Euro niedriger 
– ohne Berücksichtigung des Jahres 
2019, in dem 331 Millionen Euro mehr 
erwartet werden. Dies stellt die Sicht 
gegenüber der letzten Schätzung 
vom Oktober 2018 dar.

Gleichwohl sieht die Prognose aus-
gehend von dem – nochmals um 311 
Millionen Euro steigenden – Ist des 
Jahres 2019 für den Landeshaushalt 
in den nächsten Jahren weiterhin 
deutlich steigende Steuereinnahmen 

vor. So kann das Land jeweils gegen-
über dem Vorjahr in den Jahren 2019 
bis 2022 mit rund 900 Millionen Euro 
bis 1 Milliarde Euro mehr Einnahmen 
rechnen. Lediglich im Jahre 2023 soll 
der Zuwachs nur gut 600 Millionen 
Euro betragen (Beträge in Millionen 
Euro):

2019 2020 2021 2022 2023

28.993 29.903 30.819 31.756 32.386

Für den kommunalen Finanzaus-
gleich rechnet das Land im Jahre 
2019 mit Mehreinnahmen von 83 
Millionen Euro, die zusammen mit 
den erwarteten Mehreinnahmen des 
Folgejahres von 49 Millionen Euro 
dem kommunalen Finanzausgleich 
des Jahres 2020 zuwachsen würden. 
Die Jahre 2021 (+ 4 Millionen Euro) 
und 2022 (- 18 Millionen Euro) be-
wegen sich im Bagatellbereich einer 
Schätzabweichung. Im Jahre 2023 
wird hingegen mit einem Rückgang 
von 63 Millionen Euro gerechnet.

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023
 
Steuern insgesamt (Mio. €) 734.512,9 776.262,9 793.734 818.026 846.997 877.767 908.397
vH gegenüber Vorjahr 4,1 5,7 2,3 3,1 3,5 3,6 3,5
 
BIP, nominal (Mrd. €) 3.277,3 3.386,0 3.481 3.604 3.714 3.826 3.942
vH gegenüber Vorjahr 3,7 3,3 2,8 3,5 3,0 3,0 3,0

Volkswirtschaftl. Steuerquote 22,41 22,93 22,80 22,69 22,81 22,94 23,04

Verteilung der Steuereinnahmen
 
Bund (Mio. €) 309.361,2 322.358,7 324.270 328.751 339.993 351.455 360.289
vH gegenüber Vorjahr 6,7 4,2 0,6 1,4 3,4 3,4 2,5
 
Länder zusammen (Mio. €) 298.414,1 314.057,7 321.842 333.265 345.047 357.949 370.712
vH gegenüber Vorjahr 3,4 5,2 2,5 3,5 3,5 3,7 3,6
 
Gemeinden zusammen
(Mio. €) 105.055,3 111.257,8 113.631 118.261 122.757 127.033 131.436
vH gegenüber Vorjahr 6,8 5,9 2,1 4,1 3,8 3,5 3,5
 
EU (Mio €) 21.682,3 28.588,7 33.990 37.750 39.200 41.330 45.960
vH gegenüber Vorjahr -25,9 31,9 18,9 11,1 3,8 5,4 11,2
 
2017/2018 = Ist-Ergebnis; 2019-2023 = Schätzung

Lohn-/veranl.Einkommensteuer: Bund/Länder/Gemeinden = 42,5 % / 42,5 % / 15 %                             
KSt/n.v.St.v.Ertrag:                     Bund/Länder /Gemeinden = 50,0 % / 50,0 %                                    

Steuern vom Umsatz:

- vom verbleibenden Rest Bund/Länder 49,70 % / 50,30 % zu-/abzüglich Festbeträge.

- ab 2020: Bund 52,808 %; Länder 45,195 %; Gemeinden 1,995 % zu-/abzüglich Festbeträge

Die Schätzung der Grundsteuer erfolgt auf Basis der bestehenden Rechtslage unter der Annahme der Ausschöpfung der vom 
BVerfG mit Urteil vom 10.4.2018 gesetzten Fristen zur Neuregelung der Grundsteuer durch den Gesetzgeber.

Länder ohne Gemeindesteuern der Stadtstaaten; nach Finanzausgleich u. Ergänzungszuweisungen

Tabelle 1

Abgeltungsteuer auf Zins-
und Veräußerungserträge:        Bund/Länder/Gemeinden  = 44,0 % / 44,0 % / 12 %                            

- 2008: Bund vorab 4,42 % für ALV, vom Rest Bund vorab 5,05 % für RV, vom Rest vorab 2,2 % für Gemeinden,

- vom verbleibenden Rest Bund/Länder 49,70 % / 50,30 % zu-/abzüglich Festbeträge.

- 2009-2019: Bund vorab 4,45 % für ALV, vom Rest Bund vorab 5,05 % für RV, vom Rest vorab 2,2 % für Gemeinden,

Tabelle 1
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Die gemeindlichen Steuereinnahmen 
sollen im laufenden Jahr gegenüber 
der bisherigen Schätzung um 92 
Millionen Euro sinken. Für die Folge-
jahre wurde die Prognose jeweils um 
über eine halbe Milliarde Euro nach 
unten angepasst. Insgesamt wurde 
die Erwartung für die Kommunen 
im Finanzplanungszeitraum um fast 
2,3 Milliarden Euro nach unten kor-
rigiert. Damit sind die Auswirkungen 
sehr viel dramatischer als auf Landes-
ebene.

Ursächlich für die negative Entwick-
lung im kommunalen Bereich sind 
im Wesentlichen Korrekturen bei der 
Gewerbesteuer. Diese soll Brutto im 
laufenden Jahr um rund 137 Millio-
nen Euro sinken und in den Folgejah-
ren jeweils über 300 Millionen Euro 
weniger als bislang prognostiziert 
betragen. Ebenfalls negativ verläuft 
die Entwicklung beim Gemeindean-
teil an der Lohn- und Einkommens-

steuer inklusive Abgeltungssteuer. 
Hier fehlen in 2019 gut 100 Millionen 
Euro, die auf deutlich über 200 Mil-
lionen Euro jedes Jahr bis auf 274 
Millionen Euro in 2023 steigen. Beim 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteu-
er ist im Jahre 2019 die Sonderent-
wicklung wegen der Umstellung bei 
der fünf Milliarden-Entlastung des 
Bundes festzustellen. So steigt der 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
im laufenden Jahr um 81 Millionen 
Euro gegenüber den bisherigen Pro-
gnosen. Für den restlichen Progno-
sezeitraum ist hingegen mit einem 
Rückgang zwischen 5 und 13 Millio-
nen Euro zu rechnen.

Unabhängig von der deutlichen 
Zurücknahme der Prognose stei-
gen aber auch die gemeindlichen 
Steuereinnahmen im kompletten 
Finanzplanungszeitraum nach der 
jetzigen Schätzung weiter an. Ausge-
hend vom Ist im Jahre 2018 von gut 

9,2 Milliarden Euro wird in 2019 ein 
leichter Anstieg auf 9,4 Milliarden 
Euro erwartet. Sodann betragen die 
Zuwächse gegenüber dem Vorjahr 
jeweils rund 300 Millionen Euro, so 
dass im Jahr 2023 nunmehr knapp 
10,9 Milliarden Euro in Niedersach-
sen prognostiziert sind.

Ausblick

Nach der Steuerschätzung gab es 
hinsichtlich der Wirtschaftsentwick-
lung Warnsignale, die einen weiteren 
leichten Rückgang der Konjunktur-
prognosen andeuten. Auch wenn 
dies der Fall sein sollte, sind die Aus-
sichten bislang gleichwohl auch im 
zehnten Jahr eines konjunkturellen 
Aufschwungs noch insgesamt positiv, 
solange es nicht zu einer wirklichen 
Rezession kommt. Eine solche wurde 
aber von den Sachverständigen noch 
nicht prognostiziert.

Tabelle 2

Stand 09.05.2019

Nds. Kommunen Gemeindesteuern AK 10/18 AK 05/19 Diff. AK 10/18 AK 05/19 Diff. AK 10/18 AK 05/19 Diff. AK 10/18 AK 05/19 Diff. AK 10/18 AK 05/19 Diff.
Grundsteuer A 72 72 0 72 72 0 71 71 0 71 71 0 71 71 0
Grundsteuer B 1.384 1.390 6 1.398 1.402 4 1.413 1.417 4 1.428 1.432 4 1.442 1.447 5
 Gewerbesteuer (brutto) 4.444 4.307 -137 4.633 4.314 -319 4.791 4.479 -312 4.922 4.604 -318 5.064 4.729 -335
Gemeindeanteil an LSt und Est 3.647 3.560 -87 3.883 3.689 -194 4.104 3.878 -226 4.325 4.086 -239 4.553 4.306 -247
 Gemeindeanteil an der AbgSt. 63 38 -25 64 38 -26 65 38 -27 66 39 -27 67 40 -27
Gemeindeanteil an der USt 636 717 81 655 650 -5 672 664 -8 688 678 -10 706 693 -13
Gewerbesteuerumlage (100 %) 385 372 13 402 373 29 416 388 28 427 398 29 440 409 31
Erhöhte Gewerbesteuerumlage (ab 2020 aktuelle Rechtslage) 362 305 57 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Zusammen 9.499 9.407 -92 10.303 9.792 -511 10.700 10.159 -541 11.073 10.512 -561 11.463 10.877 -586

Quelle: Daten des MF

Ergebnis AK 05/19 im Vergleich zur letzten Steuerschätzung Oktober 2018 für die nds. Kommunen (in Mio. €)

2019 2020 2021 2022 2023

Zum Hintergrund

Alleinerziehende Mütter und Väter 
erhalten eine staatliche Finanzhilfe, 
wenn der andere Elternteil seiner 
Pflicht, Unterhalt zu zahlen, nicht 
nachkommt. Der Anspruch auf Un-
terhaltsvorschussleistungen (UVG) 
war bis zum 30.06.2017 auf 72 Mona-
te und bis zum 12. Lebensjahr eines 
Kindes begrenzt. Seit der am 1. Juli 
2017 in Kraft getretenen UVG-Reform 
fließt das Geld hingegen bis zum 18. 
Geburtstag des Kindes und ohne 
zeitliche Begrenzung. Die Fallzahlen 
haben sich seither mehr als verdop-
pelt, das Personal in den UVG-Stel-
len musste entsprechend aufgestockt 
werden. Die von Bund und Ländern, 
in Niedersachsen mit Beteiligung 
der 54 örtlichen Jugendhilfeträger, 
getragenen Kosten sind massiv ange-
stiegen. Davon wird nur ein geringer 

Niedersächsischer Rückgriffspakt im Bereich des Unterhaltsvorschusses 
geschlossen

Anteil durch erfolgreichen Regress 
beim unterhaltspflichtigen Elternteil 
refinanziert.

In Niedersachsen profitieren derzeit 
rund 86.000 Kinder und Jugendliche 
vom Unterhaltsvorschuss. Im ver-
gangenen Jahr wurden hierfür 218,4 
Millionen Euro an Alleinerziehende 
gezahlt.

Arbeitshilfe zur Verbesserung des 
UVG-Rückgriffs

Vor diesem Hintergrund haben das 
Nds. Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung und 
Vertreterinnen und Vertreter aus den 
UVG-Stellen die unterschiedlichen 
Rückholquoten in den Jugendäm-
tern analysiert. Die überraschende 
Erkenntnis war, dass häufig keine 
Korrelation zwischen den sozioöko-

nomischen Daten (bspw. Arbeitslo-
senquote, Wirtschaftskraft) und der 
Rückgriffsquote zu erkennen war, 
sondern oftmals Organisation und 
Geschäftsprozesse sowie der Perso-
naleinsatz sich als maßgebliche Fak-
toren für eine gute Rückgriffsquote 
erwiesen haben. 

Daraufhin wurde beschlossen, in 
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 
eine Arbeitshilfe zu entwickeln, die 
den UVG-Behörden zur Verbesserung 
ihrer Strukturen und Prozesse zur 
Verfügung gestellt werden soll. Unter 
Beteiligung der kommunalen Praxis 
ist ein solches Papier erarbeitet wor-
den und nach intensiver Beratung in 
den Gremien des Niedersächsischen 
Landkreistages (NLT) und des Nie-
dersächsischen Städtetages (NST) als 
Vertreter für die öffentlichen Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe auf unge-
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In der zweiten Jahreshälfte sollen die 
Qualitätsstandards flächendeckend 
in allen UVG-Stellen im Rahmen 
von Schulungen vorgestellt werden. 
Es darf allerdings nicht verkannt 
werden, dass es weiterhin Väter und 
geben wird, die auch bei einem op-
timierten Rückgriff aufgrund ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
in der Lage sein werden, ihren Unter-
haltspflichten nachzukommen oder 
verstorben sind.

teilte Zustimmung gestoßen. Die fach-
lichen Hinweise einschließlich des 
Rückgriffrasters gelten als gelungen 
und können vor Ort zur Optimierung 
der Verfahrensabläufe und somit der 
Rückgriffsverbesserung beitragen.

Das Papier enthält neben der fach-
lichen Arbeitshilfe einschließlich 
verschiedener Qualitätsstandards in 
einem Vorwort auch allgemeine Aus-
führungen zur Personalausstattung 
sowie die Selbstverpflichtung zur 
Einhaltung der vereinbarten Stan-
dards. Konkrete Aussagen zur Perso-
nalbemessung sind dort ausdrücklich 
nicht getroffen worden. Vorgaben des 
Landes für eine höhere Personalbe-
messung werden mit Blick auf den 
Grundsatz der kommunalen Selbst-
verwaltung auch strikt abgelehnt. 

Zur Klärung der Frage nach der 
richtigen Personalbemessung wird 
zunächst das Ergebnis der vom Bund 
in Auftrag gegebenen wissenschaft-
lichen Untersuchung abgewartet. 
Daran werden sich weitere Gesprä-
che mit dem Sozialministerium an-
schließen. Die Verwaltungskosten für 
den Vollzug des UVG einschließlich 
des Unterhaltsrückgriffs unterliegen 
im Übrigen der Finanzierungspflicht 
des Landes.

Der Niedersächsische Rückgriffspakt

Am 9. Mai 2019 haben das Land, 
vertreten durch Sozialministerin Dr. 

Carola Reimann, sowie NLT und NST 
im nächsten Schritt den Niedersäch-
sischen Rückgriffspakt mit der Ziel-
setzung unterzeichnet, zukünftig die 
aus öffentlichen Mitteln verauslagten 
Unterhaltsansprüche der Kinder und 
Jugendlichen noch konsequenter von 
den Unterhaltspflichtigen zurückzuho-
len. Damit geht die Verständigung ein-
her, für die Einhaltung der erarbeiteten 
Standards einzutreten. Diese umfassen 
u. a. die Verfolgung von Ordnungswid-
rigkeiten, wenn gegen die geregelten 
Auskunftspflichten verstoßen wird 
sowie bestimmte Verfahrensabläufe.

Unterzeichnung des Niedersächsischen Rückgriffspakts mit (v.l.n.r.) NST-Geschäftsführer 
Dirk-Ulrich Mende, Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung und NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer.           Foto: Markgraf/NLT

Vor dem Hintergrund der Diskus-
sionen um eine immer stärker auf 
Innovationsförderung ausgerichtete 
zukünftige EU-Strukturförderung 
insbesondere aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) hat das Netzwerk der Wirt-
schaftsförderer in Niedersachsen 
(NEWIN) im Zusammenwirken mit 
dem Niedersächsischen Landkreis-
tag ein Positionspapier zur gegen-
wärtigen zukünftigen Ausgestaltung 
der GRW-Investitions- und Infra-
strukturförderung in Niedersachsen 
erarbeitet. 

In dem Positionspapier wird die Be-
deutung der Investitions- und Infra-
strukturförderung für Niedersachsen 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der regionalen Wirt-

Positionspapier zur GRW-Investitionsförderung in Niedersachsen

schaftsstruktur“ (GRW) herausgestellt 
und eine vollständige Ausschöpfung 
der hierfür seitens des Bundes für Nie-
dersachsen zur Verfügung gestellten 
Mittel eingefordert. Der Forderung 
der EU, die Förderpolitik in Deutsch-
land vorrangig auf den innovations-
getriebenen Strukturwandel auszu-
richten, wird bereits heute im Rahmen 
der GRW-Förderung entsprochen. 
Es geht aber um eine Ausrichtung 
von geeigneten, nicht ausschließlich 
am Exzellenzprinzip ausgerichteten 
Innovationsprogrammen auf struk-
turschwache Regionen, um so den 
realen Bedürfnissen der Betriebe in 
strukturschwachen Gebieten besser 
Rechnung tragen zu können. Da nach 
Planungen der Bundesregierung 10 % 
der Gesamt-GRW-Mittel im Rahmen 
eines bundesweiten Wettbewerbes 

auch in nicht-GRW-Gebieten einge-
setzt werden sollen, könnten auch die 
Regionen Chancen auf die Förderung 
haben, die nicht GRW-Fördergebiet 
sind. Zudem wird gefordert, für die 
gesamte niedersächsische EFRE-För-
derkulisse die Möglichkeiten der 
investiven einzelbetrieblichen und 
der Infrastrukturförderung beizube-
halten.

Wegen der Inhalte und Ausformu-
lierungen im Einzelnen wird auf 
das nachstehend abgedruckte Posi-
tionspapier verwiesen, dass der für 
EU-Strukturförderung federführen-
den Ministerin Birgit Hone´, Wirt-
schaftsminister Dr. Bernd Althus-
mann sowie den Landtagsfraktionen 
mit der Bitte um Unterstützung zuge-
leitet wurde.
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Positionspapier 
 
 

zur gegenwärtigen und zukünftigen Ausgestaltung der 
GRW-Investitionsförderung in Niedersachsen 

 
 
 

1. Ausgangsituation und Problemstellungen 
Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, kurz GRW, ist 
das wesentliche regionalpolitische Instrument zur Förderung strukturschwacher Räume in 
Deutschland. Mit ihrem Ansatz, zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen und überregional tätige 
Betriebe und damit die regionale Exportbasis zu stärken, trägt dieses Förderinstrument ge-
nau in denjenigen Regionen zur Festigung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Mittelstandes in Deutschland bei, in denen es am dringendsten geboten ist. Detaillierte wis-
senschaftliche Studien haben gezeigt „… dass sich die […] geförderten Unternehmen nach 
ihrer Förderung im Durchschnitt erheblich günstiger entwickelt haben als aufgrund der aus-
gewählten Referenz-Betriebe nicht-geförderter Unternehmen zu erwarten gewesen wäre.“1 
Die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie beauftragte Facharbeitsgruppe „Wirt-
schaft und Innovation“ der Kommission für „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ kommt in ih-
rem in diesem Frühjahr vorlegten Abschlussbericht ebenfalls zu dieser Schlussfolgerung. 
Niedersachsen ist ein Flächenland, für das ländliche strukturschwache Regionen in unter-
schiedlichen Teilräumen (z.B. Küste, Weser- und Leinebergland, Harz, Heide) geradezu cha-
rakteristisch sind. Fördereffekte der GRW, die in diesen Regionen ausgelöst werden, sind 
daher für die Entwicklung des gesamten Landes von besonderer Notwendigkeit. Die genann-
ten Studien zeigen, dass Niedersachsen – unter den westdeutschen Ländern neben NRW – 
in der Vergangenheit am deutlichsten von den Struktureffekten der GRW profitiert hat. Das 
gilt nicht nur für die einzelbetriebliche Förderung, sondern auch für die Infrastrukturförderung 
von Gewerbegebieten. Marktgerechte wirtschaftsnahe Infrastrukturen haben in den struktur- 
und damit in der Regel auch finanzschwachen Kommunen das Wachstum und die Ansied-
lung von Unternehmen sowie die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen häufig über-
haupt erst ermöglicht. 
Im kommenden EU-Finanzrahmen ab 2021 sollen Förderinstrumente für Forschung und In-
novation in besonderem Maße gestärkt werden, u.a. durch den Ausbau europäisch zentral 
verwalteter Programme wie Horizont Europa. Das bedeutet aus deutscher Perspektive vor-
nehmlich eine stärker auf Hochschulen ausgerichtete Förderung und die Förderung vorhan-
dener Stärken in bereits innovativen Unternehmen. Diese Förderung leistet aber von ihrem 
prinzipiellen Ansatz her keinen systematischen Beitrag zum regionalen Strukturausgleich 
und zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse innerhalb Deutschlands. Im Gegenzug 
ist geplant, die Strukturfondsmittel der EU zurückzufahren. Im EFRE wird für Niedersachsen 
mit einer Kürzung von rund einem Viertel gerechnet.  

                                                 
1 F.-J. Bade (2013): Bedeutung und Wirksamkeit der Förderung größerer Unternehmen durch den gewerblichen Investitionszu-
schuss im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW). Dortmund. 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/grw-folgestudie-tu-dortmund.pdf?__blob=publicationFile&v=3 
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2. Unsere Forderungen für eine effektive Ausgestaltung der Investitionsförde-
rung in Niedersachsen 

Vor diesem Hintergrund fordern wir gemeinsam die Beibehaltung und an geeigneten Stellen 
den Ausbau der über lange Jahre bewährten GRW-Förderung – und zwar sowohl einzelbe-
trieblich als auch für den Ausbau von unternehmensnaher Infrastruktur. Es gilt dabei, dem zu 
einseitigen Trend auf EU-Ebene, die Innovationsförderung auszubauen, ein ergänzendes, 
gleichberechtigtes Instrument zur regionalen Strukturförderung an die Seite zu stellen. Um 
die positiven Effekte der GRW-Investitionsförderung weiterhin zu nutzen, sind aus unserer 
Sicht folgende Anpassungen erforderlich: 
 Die vom Bund für Niedersachsen reservierten Finanzmittel müssen durch eine ent-

sprechende Kofinanzierung des Landes vollständig ausgeschöpft werden. Es dür-
fen keine vom Bund für die GRW-Förderung bereitgestellten Mittel durch mangelnden 
Einsatz von Landesgeld „verschenkt“ werden. Dies war in der jüngeren Vergangenheit 
der Fall: Von insgesamt jährlich möglichen 67 Mio. € Gesamtmittel für die GRW in Nie-
dersachsen sind lediglich 40 Mio. € beim Bund reserviert worden. Dass hiervon nur 75 % 
ausgeschöpft wurden, macht die Lage zusätzlich brisant. Somit werden derzeit jährlich 
37 Mio. € – dies entspricht mehr als der Hälfte der für die GRW theoretisch verfügbaren 
Finanzmittel – aufgrund fehlender Kofinanzierung des Landes nicht für die regionale 
Strukturförderung in Niedersachsen genutzt. 

 Der Forderung der EU, die Förderpolitik vorrangig auf den innovationsgetriebenen Struk-
turwandel auszurichten, wird bereits heute im Rahmen der GRW-Förderung entsprochen, 
in dem verschiedene Innovations- und Nachhaltigkeitsindikatoren als Scoringkriterien 
verwendet werden. Hierbei sollte aber künftig stärker auf die praktische Bewertbarkeit der 
Kriterien vor dem Hintergrund der Unternehmensrealität geachtet werden. Es ist für die 
Scoringkriterien ein Innovationsbegriff erforderlich, der Innovationsprozessen in KMU ge-
recht wird und bspw. nicht nur auf Großunternehmen mit eigenen leistungsfähigen FuE-
Abteilungen ausgerichtet ist (vgl. auch Facharbeitsgruppe der Kommission für „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“: Es geht um „… eine Ausrichtung von geeigneten, nicht aus-
schließlich am Exzellenzprinzip ausgerichteten Innovationsprogrammen auf struktur-
schwache Regionen“). Eine Anpassung der Fördertatbestände sollte nur auf dieser Basis 
geschehen.2 

 Die derzeitigen Planungen der Bundesregierung, auch in Nicht-GRW-Gebieten bis zu 
10 % der Gesamt-GRW-Mittel im Rahmen eines bundesweiten Wettbewerbs einzuset-
zen, bieten auch für die niedersächsischen Teilregionen Chancen, sofern diese Mittel 
durch eine entsprechende Kofinanzierung des Landes begleitet und ausgeschöpft wer-
den. Hierdurch können auch in den „weißen Flecken“ Niedersachsens die investiven 
Fördermöglichkeiten verbessert und das Fördergefälle zu strukturschwachen Regionen 
abgemildert werden. Dies wird umso bedeutender, da künftig eine Reduzierung der 
GRW-Fördergebiete in Niedersachsen nicht ausgeschlossen werden kann. 

 Darüber hinaus ist unbedingt sicherzustellen, dass für die gesamte niedersächsische 
EFRE-Förderkulisse die Möglichkeit der investiven einzelbetrieblichen und der Infrastruk-
turförderung beibehalten wird. Auch hier gilt das Ziel, alle Landesteile, die nicht oder nicht 
mehr zur künftigen GRW-Gebietskulisse gehören werden, zumindest mit Hilfe des EFRE 
investiv fördern zu können. Investitions- und Infrastrukturförderung gehören in der lau-
fenden Förderperiode erwiesenermaßen zu den erfolgreichsten Maßnahmen und haben 
dem Land die Auszahlung der sogenannten leistungsgebundenen Reserve im EFRE und 
damit die Akquise zusätzlicher Finanzmittel ermöglicht.  

                                                 
2 Vgl. Abschlussbericht der Facharbeitsgruppe der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“.  
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der Stellungnahme haben wir dabei 
erneut die Forderung in den Mittel-
punkt gestellt, eine Zuständigkeit 
für die Beseitigung von nach Strah-
lenunfällen kontaminierten Abfällen, 
Gegenständen, sonstigen Stoffen und 
Abwässern auf staatlicher Ebene fest-
zulegen. Die zweite Forderung betraf 
die Aufnahme einer Rechtsgrundla-
ge für den Austausch düngerechtlich 
von der Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen erhobener Daten mit den 
kommunalen Abfallbehörden.

Nach zahlreichen politischen Ge-
sprächen im Vorfeld der Anhörung 

Das Land Niedersachsen, die Kom-
munalen Spitzenverbände und der 
Landessportbund Niedersachsen  
haben am 27. Juni 2019 eine gemein-
same Erklärung zum Thema Sport 
und Kommunen unterzeichnet und 
damit ihre Verbundenheit zum Aus-
druck gebracht. Sie erneuern damit 
eine Vereinbarung, die bereits im 
Jahr 2007 unter dem Titel „Sport tut 
den Menschen in Kommunen gut“ 
unterschrieben wurde.

Neue Akzente setzt die Vereinba-
rung vom 27. Juni 2019 unter ande-
rem darin, dass die Unterschiede der 
finanziellen Leistungsfähigkeit in 
den Kommunen nach der gemeinsa-
men Überzeugung der Vertragspart-

Gemeinsame Erklärung „Sport und Kommunen – gemeinsam stark in 
Niedersachsen“

ner bei der Konzeptionierung eines 
nötigen Sportstättensanierungspro-
gramms berücksichtigt werden soll-
te. Unter der Überschrift Bündnisse 
für den Sport wird ausdrücklich das 
Stichwort Sportentwicklungsplanung 
als eine mögliche Variante angespro-
chen. Neu aufgenommen wurden 
Aussagen zum Beitrag des Sports zur 
Willkommenskultur sowie zur Teil-
nahme und Teilhabe, zum Sport als 
inklusiver Kraft sowie den vielfälti-
gen Bildungsmöglichkeiten in Sport-
vereinen. Schließlich wird unter dem 
Stichwort Prävention hervorgehoben, 
dass Sport Sinngebung für den Alltag 
werden und damit präventiv gegen 
politischen und religiösen Extremis-
mus wirken kann.

„Sport ist die große Klammer um 
unser Gemeinwesen und unsere 
Gesellschaft. Der verbindende Wert 
des Sports in allen Altersklassen und 
über Geschlechter, Nationalitäten 
und Hautfarben hinaus, ist elementa-
rer Bestandteil unserer Gesellschaft. 
Sport macht gesund, führt Menschen 
zusammen und macht einfach Spaß!

Unser vielfältiges Sportangebot in 
Niedersachsen ist außerdem ein wich-
tiger Standort- und Tourismusfaktor“, 
erklärte Innen- und Sportminister 
Boris Pistorius.

Bernhard Reuter, Präsident des Nie-
dersächsischen Landkreistages er-
gänzte: „Angesichts der sich ständig 
veränderten Lebensgewohnheiten, 
der Auswirkungen des demographi-
schen Wandels und der Zuwanderung 
sowie der angespannten Finanzlage, 
müssen vor Ort kreative und den re-
gionalen Bedingungen vor Ort ange-
passte Formen der Partnerschaft und 
Förderung gefunden werden.“

Abschließend betonte der Präsi-
dent des Landessportbundes Nie-
dersachsen, Prof.-Dr. Wolf-Rüdiger 
Umbach: „Der Vereinssport ist mit 
seiner Jugendarbeit, Sozial- und 
Bildungsarbeit, Gesundheits- und 
Daseinsvorsorge Teil der aktiven 
Bürgergesellschaft vor Ort. Er benö-
tigt eine bedarfsgerechte Förderung. 
Wir begrüßen daher diese gemein-
same Willenserklärung, weil sie eine 
Grundlage bildet für verlässliche 
Sportförderung.“

In der jüngsten Ausgabe1 der 
„NLT-Information“ wurde bereits 
über das Gesetzgebungsverfahren 
zur Änderung des Niedersächsischen 
Abfallgesetzes berichtet. In der Zwi-
schenzeit ist die Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens zum Gesetzentwurf 
der Landesregierung im Umweltaus-
schuss des Niedersächsischen Land-
tages angehört worden. Im Rahmen 

Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes beschlossen

hat der Niedersächsische Landtag 
in der Sitzung am 14. Mai 2019 auf 
einstimmige Beschlussempfehlung 
seines Umweltausschusses2 den Ge-
setzentwurf mit den angeregten Än-
derungen beschlossen. Das Gesetz ist 
mittlerweile in Kraft getreten3.

Mit dem Inkrafttreten der Än-
derungen besteht nunmehr eine 
Rechtsgrundlage für den Austausch 

1	 NLT-Info Nr. 2-3/2019, Seite 44 f. 2	 LT-Drs. 18/3678.
3	 Nds. GVBl. Nr. 7/2019, S. 83.

Unterzeichneten die Erklärung: NLT-Präsident Bernhard Reuter, NSGB-Präsident Dr. 
Marco Trips, Innenminister Boris Pistorius, LSB-Präsident Prof.-Dr. Wolf-Rüdiger Umbach 
und NST-Vizepräsident Frank Klingebiel.                                                                         Foto: LSB
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düngerechtlicher Daten von der Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen 
zu den unteren Abfallbehörden. Dies 
stellt eine langjährige Forderung der 
Niedersächsischen Landkreistages 
da, um auch den abfallrechtlichen 
Vollzug in diesem Bereich optimieren 
zu können. Mit der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen ist nun auf 
operationeller Ebene die Umsetzung 
dieser Regelung zu erörtern.
Weiterhin ist mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes nunmehr in einem ersten 
Schritt rechtssicher festgelegt, dass 
die Zuständigkeit für die Entsorgung 
stärker verstrahlter Abfälle im Sinne 
des § 95 Abs. 4 des Strahlenschutzge-
setzes nicht von den kommunalen öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
gern vorzunehmen ist. Diese Regelung 
ist aus Sicht des Niedersächsischen 
Landtages ebenfalls ausdrücklich zu 
begrüßen. Eine Entscheidung, welche 

staatliche Stelle nunmehr für die Ent-
sorgung dieser Abfälle zuständig ist, 
ist hingegen offengeblieben.

Ungeklärt ist damit weiterhin die Zu-
ständigkeit für geringer verstrahlte 
Abfälle im Sinne des § 95 Abs. 1 bis 3 
des Strahlenschutzgesetzes. Diese Ab-
fälle sind vom Bund unmittelbar durch 
eine Änderung des Strahlenschutz-
gesetzes in die Zuständigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger „hinein definiert“ worden.  
Dies begegnet vor dem Hintergrund, 
dass der Bund den Kommunen nicht 
unmittelbar Aufgaben zuweisen darf, 
Bedenken. In der Sache wäre eine sol-
che zweigeteilte Entsorgungszustän-
digkeit abzulehnen. Das Land sollte 
hier zunächst eine landesweit einheit-
liche Planung der Entsorgung dieser 
Abfälle aufsetzen, so wie dies auch 
im Bereich des Katastrophenschutzes 

derzeit erfolgt. Zudem ist eine de-
zentrale, redundante Vorhaltung von 
Personal, Einsatzmitteln und Fach-
wissen bei den kommunalen öffentli-
chen-rechtlichen Entsorgungsträgern 
noch weniger sinnvoll, wenn das Land 
bereits für stärker verstrahlte Abfälle 
entsprechende Vorbereitungen trifft. 
Letztlich dürfen sich der Bund und 
das Land Niedersachsen auch für die 
weniger verstrahlten Abfälle nicht auf 
Kosten der Abfall- und Abwasserge-
bührenzahler entlasten.

Vor diesem Hintergrund ist nach 
Abschluss des Gesetzgebungsver-
fahrens nunmehr beabsichtigt, in 
weiteren Gesprächen mit dem Um-
weltministerium, dem Innenministe-
rium sowie der Geschäftsstelle eine 
sachgerechte Lösung auch für die 
Entsorgung der geringer verstrahlten 
Abfälle zu finden.

Am 3. Juni 2019 fand im Hannover 
Congress Centrum in Hannover die 
Sechste Integrationskonferenz des 
Bündnisses „Niedersachsen packt 
an“, in dem der Niedersächsische 
Landkreistag als Bündnispartner 
mitwirkt, statt. Thema der Konfe-
renz mit dem Titel „Werkstatt Frauen 
mit Flucht- und Zuwanderungsge-
schichte“ waren die aktuellen He-
rausforderungen und Chancen bei 
der Integration von geflüchteten und 
zugewanderten Frauen in Nieder-
sachsen. Sozialministerin Dr. Carola 
Reimann begrüßte in Vertretung des 
Ministerpräsidenten Stephan Weil 
mehr als 600 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer.

In einer engagierten und sehr per-
sönlichen Rede mit vielen Erfahrun-
gen aus der eigenen Kindheit in Han-
nover berichtete die Journalistin und 
Menschenrechtsaktivistin Düzen 
Tekkal über Chancen und Heraus-
forderungen beim Aufwachsen in 
Deutschland. Tekkals jesidisch-kur-
dische Eltern flohen aus der Türkei 
nach Deutschland, sie selbst wurde 
in Hannover als eines von elf Kindern 
geboren und ist heute als Journalistin 
und Kriegsberichterstatterin tätig. 
Sie erzählte insbesondere von ihrer 
Schulzeit in Hannover, dem Hinein-
wachsen in die deutsche Gesellschaft 
und resümierte eindringlich: „Bil-

Niedersachsen packt an: Sechste Integrationskonferenz des Bündnisses

dung war mein persönliches Tor zur 
Freiheit als junges Mädchen.“

Nach diesem Impulsreferat wurden 
verschiedene Themen der Konferenz 
in vier Fachforen vertieft. Schwer-
punkte waren die Zugänge zum 
Gesundheitssystem insbesondere für 

Frauen in besonderen Lagen nach 
der Flucht, die Rahmenbedingun-
gen für Frauen in Sprachkursen, der 
Zugang geflüchteter und zugewan-
derter Frauen zum Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt sowie die Integration 
durch Miteinander im Alltag und das 
Ankommen in unserer Gesellschaft.

Düzen Tekkal, Journalistin und Menschenrechtsaktivistin, während ihrer Impulsrede zur 
Konferenz mit dem Titel „Werkstatt Frauen mit Flucht- und Zuwanderungsgeschichte“.

Foto: Schwind/ NLT
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Kinder der Kita „Tortenstück“ aus Celle demonstrieren auf der Raststätte Allertal an der A 7 auf Bobbycars. Auf dem Bild zu sehen sind 
(v.l.n.r.) Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius, Hannes Wendler (JUH), Prof. Dr. Hubert Meyer (LVW), Polizeipräsident Thomas 
Ring und Birgit Blaich-Niehaus (ADAC).                                                                                                                                                     Foto: oh

Anlässlich der schon traditionellen 
Ferienanfangsaktion zur Verkehrs-
sicherheit forderte Niedersachsens 
Innenminister Boris Pistorius am 
3.  Juli die Verkehrsteilnehmer zu 
mehr Respekt vor den unvorherseh-
baren Situationen im Straßenverkehr 
sowie vor der schwierigen Arbeit der 
Rettungskräfte und Polizei gerade in 

Ferienanfangsaktion zur Verkehrssicherheit: Respekt im Straßenverkehr

der Ferienzeit auf. Insbesondere in 
Stausituationen sei es wichtig, Ge-
duld und Verständnis zu haben. Ob 
Rettungsgasse oder Reißverschluss-
verfahren – der richtige Umgang mit 
den Normen und Regeln im Stra-
ßenverkehr sowie die gegenseitige 
Rücksichtnahme sollten für jeder-
mann eine Selbstverständlichkeit 

sein bekräftigte Pistorius anlässlich 
der in Kooperation mit der Polizei, 
dem Wirtschaftsministerium, dem 
Landesfeuerwehrverband, der Jo-
hanniter-Unfallhilfe (JUH), der Lan-
desverkehrswacht Niedersachsen 
(LVW) und dem ADAC Niedersach-
sen/Bremen durchgeführten Aktion.
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Grenzen der Öffentlichkeitsarbeit, Beteiligungsfähigkeit einer Ratsfraktion 
in einem Normenkontrollverfahren sowie Sozialversicherungspflicht 
ehrenamtlicher Bürgermeister*

In dieser Ausgabe von „Kommunal-
recht aktuell“ fassen wir zunächst 
einen Beschluss des Verwaltungs-
gerichts Hannover zusammen, der 

sich mit der Verletzung der Pres-
sefreiheit durch Äußerungen eines 
Oberbürgermeisters in kommunalen 
Pressemitteilungen beschäftigt. So-
dann hat sich das OVG Lüneburg zur 
fehlenden Beteiligungsfähigkeit einer 
Ratsfraktion bezüglich eines Nor-
menkontrollverfahrens gegen eine 
kommunale Baumschutzsatzung ge-

äußert. Schließlich hat sich das Sozi-
algericht Lüneburg mit der Frage der 
Rentenversicherungspflicht ehren-
amtlicher Bürgermeister beschäftigt. 
Alle genannten Urteile sind unter der 
Internetadresse www.rechtsprechung.
niedersachsen.de unter Angabe des 
Entscheidungsdatums oder des Ak-
tenzeichens elektronisch abrufbar.

Verletzung der Pressefreiheit durch Äußerungen eines Oberbürgermeisters 
in kommunalen Pressemitteilungen

*	Zusammengefasst und mit Anmerkungen verse-
hen von Regierungsrätin Nora Vick, seinerzeit 
dem NLT zugewiesen, sowie NLT-Geschäftsfüh-
rer Dr. Joachim Schwind

Das Verwaltungsgericht Hannover 
hat sich mit Beschluss vom 22. Febru-
ar 20191 mit der Verletzung der Pres-
sefreiheit durch Äußerungen eines 
Oberbürgermeisters in kommunalen 
Pressemitteilungen beschäftigt. Die 
Leitsätze lauten wie folgt:

1.	 Auch die Veröffentlichung von 
Informationen, welche Amtsträ-
ger unter Verstoß gegen dienstli-
che Geheimhaltungsvorschriften 
Dritten offenbart haben, fällt in 
den sachlichen Schutzbereich der 
Pressefreiheit des Art. 5 Abs. 1 S. 2 
Var. 1 GG.

2.	 Zur kommunalen Äußerungs-
befugnis nach § 85 Abs. 5 S. 1 
NKomVG gehört das Recht des in 
demokratischer Wahl legitimier-
ten Bürgermeisters, in kommuna-
len Pressemitteilungen gegen die 
eigene Politik erhobene Vorwürfe 
aufzugreifen, nach eigener Ein-
schätzung fehlerhafte Tatsachen-
behauptungen richtigzustellen 

und als unsachlich empfundene 
Angriffe zurückzuweisen, notfalls 
auch mit deutlichen Worten. 

3.	 Gehen hiermit faktische Grund-
rechtseingriffe einher, so muss der 
Bürgermeister die allgemeinen 
verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen an grundrechtsbeeinträch-
tigende hoheitliche Äußerungen 
beachten, d.h. das Sachlichkeits-
gebot und den Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz.

4. 	 Der flankierende, institutionelle 
Grundsatz der Staatsferne der 
Presse verpflichtet Gemeinden 
dazu, bei der Herausgabe kom-
munaler Publikationen in kon-
fliktträchtigen Materien eine 
besondere Neutralität der Bericht-
erstattung zu wahren, ferner, eine 
besondere Zurückhaltung bei der 
Kommentierung von Presseberich-
ten zu üben.

5. 	 Nach Maßgabe des Sachlichkeits-
gebots müssen Werturteile auf 
einer zutreffenden oder zumindest 
sachgerecht und vertretbar gewür-

digten Tatsachengrundlage beru-
hen. Rechtsauffassungen müssen 
sich im Rahmen des rechtlich Ver-
tretbaren bewegen.

6. 	 Kommunale Organe können 
sich mangels Grundrechtsbe-
rechtigung nicht auf die in der 
Rechtsprechung für Presseorgane 
entwickelten Grundsätze der Ver-
dachtsberichterstattung berufen.

7. 	 Der isolierte Umstand, dass eine 
Zeitung Erkenntnisse von Strafer-
mittlungsbehörden veröffentlicht, 
welche unter Verstoß gegen Ge-
heimhaltungsvorschriften nach 
außen gelangt sind, berechtigt 
eine Gemeinde nicht zu der öffent-
lichen Äußerung des Verdachts, 
der verantwortliche Journalist 
habe an dem vorherigen (Straf-)
Rechtsverstoß des betreffenden 
Amtsträgers als Mittäter oder Teil-
nehmer mitgewirkt.

Die Antragstellerin zu 1., Herausge-
berin einer Zeitung, und der Antrag-
steller zu 2, bei der Antragstellerin zu 
1. als Redakteur beschäftigt, haben 1	 Az.: 6 B 5193/18
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die Antragsgegnerin, eine nieder-
sächsische Stadt, auf das künftige 
Unterlassen von Äußerungen in An-
spruch genommen, die diese in ihrem 
Internetauftritt unter der Rubrik 
„Pressemitteilungen“ veröffentlicht 
hat. Der Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung ist zum weit 
überwiegenden Teil erfolgreich; der 
Antragsgegnerin wurde untersagt, 
folgende Äußerungen zu treffen oder 
zu verbreiten:

1.	 „Zeitung steht in Verdacht, mit 
illegal beschafften Informationen 
die Unschuldsvermutung zu unter-
laufen.“

2.	 „Ein Redakteur der I. hat sich mut-
maßlich illegal Zugang zu Akten 
aus dem Ermittlungsverfahren 
gegen Oberbürgermeister F. ver-
schafft.“

3.	 „Oberbürgermeister F. dazu: „Es 
besteht der Verdacht, dass unter 
dem Deckmantel der Pressefrei-
heit mit aus dem Zusammenhang 
gerissenen angeblichen Enthül-
lungen gezielt die Unschuldsver-
mutung unterlaufen werden soll.“

wenn dies jeweils geschieht wie in der 
Presseerklärung vom 13. August 2018
sowie

4.	 „Die Veröffentlichungen in der I. 
des heutigen Tages (16.08.2018) 
belegen schwarz auf weiß, dass 
die in der Pressemitteilung der 
Stadt vom vergangenen Montag 
vorgetragenen Verdachtsmomente 
gegen einen namentlich nicht ge-
nannten Journalisten zutreffend 
waren.“

5.	 „Damit besteht zumindest der 
dringende Verdacht, dass der 
Journalist die Informationen in 
unzulässiger Weise erlangt hat.“,

wenn dies jeweils geschieht wie in der 
Presseerklärung vom 16. August 2018.

In der Sache habe die Stadt mit den 
auf der städtischen Internetseite ver-
öffentlichten Pressemitteilungen in 
die Grundrechte der Antragsteller 
im spezifischen Sachzusammen-
hang mit der Erfüllung hoheitlicher 
Aufgaben eingegriffen, also unter 
Rückgriff auf sachliche und perso-
nelle Ressourcen der kommunalen 
Öffentlichkeitsarbeit. Art. 5 Abs. 
1 Satz  1 Var. 1 des Grundgesetzes 
(GG) gewährleiste in seiner subjek-
tiv-rechtlichen Dimension den im Be-
reich der Presse tätigen Personen und 
Organisation Freiheitsrechte gegen 
den Staat, darüber hinaus garantiere 

er in seiner objektiv-rechtlichen Be-
deutung das Institut der Eigenstän-
digkeit der Presse. Die Pressefreiheit 
schütze die Grundrechtsträger dabei 
vor Einflussnahmen des Staates auf 
die mit Hilfe der Presse verbreiteten 
Informationen, insbesondere vor ne-
gativen oder positiven Sanktionen, 
welche an Inhalt und Gestaltung des 
Presseerzeugnisses anknüpfen. Der 
Gewährleistungsbereich der Presse-
freiheit reiche von der Beschaffung 
der Informationen bis zur Verbrei-
tung der Nachricht und schließe 
diejenigen Voraussetzungen und 
Hilfstätigkeiten mit ein, ohne welche 
die Medien ihre Funktion nicht in an-
gemessener Weise erfüllen können.

Pressemitteilung hat den Charakter 
einer Warnung vor der Tageszeitung

Überdies beeinträchtigen die Aus-
sagen in der Pressemitteilung die 
Pressefreiheit der Antragsteller in 
einer der Antragsgegnerin zuzu-
rechnenden und vorhersehbaren 
Form. Zwar würden die Antragstel-
ler rechtlich nicht daran gehindert, 
einen weiteren Artikel in der von der 
Antragsgegnerin beanstandeten Art 
in der Zeitung abzudrucken und zu 
vertreiben. Bei den Pressemitteilun-
gen der Antragsgegnerin handele 
es sich jedoch um eine mittelbare an 
die verbreiteten Kommunikationsin-
halte (bzw. die zugrundeliegenden 
Recherchen) anknüpfende Sanktion 
gegen die Antragsteller, da sie deren 
Wirkungsmöglichkeiten beeinflus-
sen. Die Pressemitteilungen entfalten 
den Charakter einer Warnung vor der 
Antragstellerin zu 1. bzw. der von ihr 
verantworteten Zeitung und dem An-
tragsteller zu 2. als verantwortlicher 
Redakteur. Die in den Pressemittei-
lungen der Antragsgegnerin enthal-
tenen Mutmaßungen, dass sich der 
Antragsteller zu 2. illegal Zugang zu 
Akten aus dem Ermittlungsverfahren 
gegen den Oberbürgermeister der 
Antragsgegnerin verschafft habe 
bzw. mit illegal beschafften Infor-
mationen die Unschuldsvermutung 
unterlaufe, enthalten hinreichend 
gewichtige Beeinträchtigungen des 
Bildes des Antragstellers in der Öf-
fentlichkeit. 

Die mit den Pressemitteilungen der 
Antragsgegnerin einhergehenden 
Eingriffe in die Grundrechte der An-
tragsteller seien in den aus dem Tenor 
ersichtlichen Umfang rechtswidrig. 
Die Regelung des § 85 Abs. 5 Satz 
1 NKomVG, der zufolge der Haupt-
verwaltungsbeamte die Einwohner 

in geeigneter Weise über wichtige 
Angelegenheiten der Gemeinde in-
formiere, erfülle zwar grundsätzlich 
die Anforderungen an eine verfas-
sungsgemäße Rechtsgrundlage zur 
Beschränkung grundrechtlicher 
Freiheiten wie vorliegend der Mei-
nungs- und Pressefreiheit. Zudem 
sei in der verfassungs- und verwal-
tungsgerichtlichen Rechtsprechung 
anerkannt, dass die Zuweisung einer 
Aufgabe grundsätzlich zu Informati-
onstätigkeiten im Rahmen der Wahr-
nehmung dieser Aufgabe berechtige, 
auch wenn dadurch Grundrechte 
Dritter mittelbar faktisch beeinträch-
tigt werden können.

Verstoß gegen das Sachlichkeitsge-
bot festgestellt

Die öffentlichen Äußerungen der 
Antragsgegnerin erwiesen sich 
jedoch nach Abwägung aller im 
konkreten Fall betroffener Güterin-
teressen der Beteiligten als rechts-
widrig. Die angegriffenen Elemente 
der Pressemitteilung werden den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben 
an grundrechtsbeeinträchtigende 
Äußerungen von Hoheitsträgern 
nicht gerecht; zum einen verstießen 
sie gegen das verfassungsrechtli-
che Sachlichkeitsgebot, weil sie als 
Werturteile weder auf einer rechtlich 
vertretbaren Rechtsauffassung noch 
auf einem sachgerecht vertretbar ge-
würdigten Tatsachenkern basieren; 
zum anderen seien sie unverhältnis-
mäßig. Auch wenn man von einem 
sachgerecht und vertretbar gewür-
digten Tatsachenkern ausginge, läge 
in dem angegriffenen Werturteil 
dennoch ein Verstoß gegen das Sach-
lichkeitsgebot, da es an einem durch 
die Antragsgegnerin zu schützenden 
übergeordneten öffentlichen Interes-
se an der Mitteilung der Verdachts-
einschätzung fehle.

In diesem Zusammenhang sei maß-
geblich zu berücksichtigen, dass sich 
die Äußerungen des Oberbürgermeis-
ters nach § 85 Abs. 5 Satz 1 NKomVG 
in Bezug auf sämtliche Äußerungsin-
halte im Rahmen der übergeordneten 
Verbandskompetenz der Antrags-
gegnerin halten müsse. Die Befugnis 
eines demokratisch legitimierten 
Amtswalters zu Erläuterung der von 
ihm getroffenen Maßnahmen und 
künftigen Vorhaben schließe zwar 
auch das Recht ein, gegen seine Poli-
tik erhobene Vorwürfe aufzugreifen, 
fehlerhafte Tatsachenbehauptungen 
richtig zu stellen und unsachliche An-
griffe zurückzuweisen, notfalls auch 
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mit deutlichen Worten. Im Hinblick 
auf den allein zulässigen Zweck einer 
rechtsstaatlichen distanzierten Auf-
gabenwahrung sei dies jedoch nur zu-
lässig zur Wahrung des Mindestma-
ßes an öffentlichem Vertrauen in die 
eigene Glaubwürdigkeit und Integri-
tät, welches zur Erhaltung der Funk-
tionsfähigkeit der Behörde notwendig 
sei. Darüberhinausgehende, mit der 
Kritik an der Behörde in keinem in-
haltlichen Zusammenhang stehende, 
verfälschende oder herabsetzende 

Äußerungen seien demgegenüber zu 
unterlassen. Die Aussage, es bestehe 
der Verdacht, dass die Antragsteller 
(mit illegal beschafften) Informationen 
die Unschuldsvermutung unterliefen, 
namentlich unter dem Deckmantel 
der Pressefreiheit sowie gezielt, er-
weise sich als nicht erforderlich, um 
dem legitimen Interesse der Antrags-
gegnerin an der Außendarstellung 
sowie der Wahrung des öffentlichen 
Vertrauens in ihre Finanz- und Perso-
nalpolitik Rechnung zu tragen.

Anmerkung:
Das Urteil stellt klar, dass sich auch 
Hauptverwaltungsbeamte gegen Kri-
tik an ihrer Amtsführung zur Wehr 
setzen dürfen und auch Eingriffe 
in die grundrechtlich geschützten 
Positionen der Presseschaffenden 
möglich sind. Zu Recht weist das Ge-
richt aber dabei auf die Trennung von 
Tatsachen und Werturteilen und die 
Bedeutung des Sachlichkeitsgebotes 
hin. Diese Grenzen sah es vorliegend 
als überschritten an.

Beteiligungsfähigkeit für ein Normenkontrollverfahren gegen eine 
kommunale Baumschutzsatzung

Das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg hat sich mit Beschluss vom 20. 
Februar 20192 mit der Beteiligungs-
fähigkeit einer Ratsfraktion für ein 
Normenkontrollverfahren gegen 
eine kommunale Baumschutzsatzung 
sowie der Verkündung von entspre-
chenden Satzungen beschäftigt. Die 
Leitsätze lauten wie folgt:

1.	 Einer Ratsfraktion fehlt die Be-
teiligungsfähigkeit für ein Nor-
menkontrollverfahren gegen eine 
kommunale Baumschutzsatzung.

2.	 Eine Satzung i.S.v. § 22 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 NAGBNatSchG muss 
nach § 14 Abs. 5 i.V.m. Abs. 4 Satz 
7 NAGBNatSchG im amtlichen 
Verkündungsblatt oder, sofern ein 
solches nicht vorhanden ist, im 
Niedersächsischen Ministerialb-
latt verkündet werden. Eine reine 
Internet-Bekanntmachung reicht 
nicht aus.

Die Beteiligten streiten über die 
Rechtmäßigkeit einer kommunalen 
Baumschutzsatzung. Das entspre-
chende Normenkontrollverfahren 
wurde durch alle Beteiligten in der 
Hauptsache übereinstimmend für er-
ledigt erklärt, so dass unter Berück-
sichtigung des Sach- und Streitstan-
des nach Ermessen ausschließlich 
über die Kosten zu entscheiden war. 

In der Sache sei eine Ratsfraktion 
nicht nach § 61 VwGO beteiligungs-
fähig. Die verwaltungsprozessuale 
Beteiligungsfähigkeit müsse grund-
sätzlich in dem für die Beurteilung 
der Zulässigkeit und Begründetheit 
des Normenkontrollantrages maß-

geblichen Zeitpunkt bestehen bzw. 
hätte in der zu entscheiden Konstel-
lation zum Zeitpunkt des Eintritts des 
erledigenden Ereignisses bestanden 
haben müssen. Die Antragstellerin zu 
1. sei als Ratsfraktion jedoch bereits 
deshalb nicht beteiligungsfähig, weil 
sie seit Beginn der neuen Wahlperi-
ode am 1.11.2016 und damit vor dem 
Eintritt des erledigenden Ereignisses 
als Vereinigung nicht mehr exis-
tiert habe. Eine Ratsfraktion beruhe 
nach § 57 Abs. 1 NKomVG auf dem 
freiwilligen Zusammenschluss zwei-
er oder mehr Abgeordneter; Zweck 
einer solchen Fraktionsbildung sei 
insbesondere die Gewährleistung 
einer gleichgerichteten und damit 
wirksamen politischen Ausübung 
der ihren Mitgliedern zustehenden 
Kompetenzen sowie die Steuerung 
des Ablaufs der Meinungsbildung 
und Beschlussfassung im Gemeinde-
rat. Daraus folge, dass eine Fraktion 
nur für die Dauer der Wahlperiode 
des Gemeinderates angelegt sein 
könne, mit dem Ende der Wahlperi-
ode und dem Beginn der sich daraus 
anschießenden Wahlperiode des 
neuen Gemeinderates habe sie ihren 
Zweck erreicht und bestehe daher als 
Trägerin gemeindeinterner Mitwir-
kungsbefugnisse nicht mehr weiter. 
Zudem könne eine Fraktion als Glie-
derung des Gemeinderates nicht das 
Ganze, also den Gemeinderat selbst, 
überleben. Es gelte der Grundsatz 
der formellen Diskontinuität mit der 
Folge, dass die Fraktion ihre Existenz 
und damit die Beteiligungsfähigkeit 
im Verwaltungsprozess mit dem Ab-
lauf der Wahlperiode verliere.

Auch eine Fortführung des Rechts-
streites nach dem Untergang der 
Antragstellerin zu 1. durch die ent-
sprechende Ratsfraktion des neuen 

Gemeinderates im Wege der Rechts-
nachfolge komme nicht in Betracht. 
Eine Rechtsnachfolge könne schon 
von daher nicht eintreten, da es an 
einem Rechtsnachfolgetatbestand für 
Ratsfraktionen fehle. Darüber hin-
aus wäre auch die neue Ratsfraktion 
nicht als Vereinigung beteiligungs-
fähig gewesen, da ihr kein Recht 
zustehe, das Bezug zu dem Streit-
gegenstand des Rechtsstreites habe. 
Eine Ratsfraktion nach § 57 NKomVG 
sei eine Vereinigung, der in erster 
Linie innerorganschaftliche Rechte 
zustehen, die sie in einem kommu-
nalrechtlichen Organstreitverfahren 
geltend machen könne. Die in Streit 
stehenden Rechte, namentlich das 
Eigentumsrecht nach Art. 14 GG 
und das Grundrecht der allgemeinen 
Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 
1 GG, seien keine Rechte, die einer 
Ratsfraktion zugeordnet seien.

Abschließend folge eine Beteili-
gungsfähigkeit der Ratsfraktion auch 
nicht daraus, dass sie aus natürlichen 
Personen zusammengesetzt sei, 
denen ihrerseits Rechte mit Bezug 
zum Streitgegenstand zustehen 
könnten. Eine Ratsfraktion sei recht-
lich betrachtet nicht die Summe ihrer 
Mitglieder, sondern eine eigenständi-
ge organschaftliche Vereinigung mit 
spezifischen aus dem Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetz 
folgenden Rechten.

Zudem leide die Satzung unter einem 
Verkündungsmangel, so dass der 
Normkontrollantrag begründet ge-
wesen wäre. Die Antragsgegnerin 
habe gemäß ihrer Hauptsatzung 
nach § 11 Abs. 1 Satz 2 NKomVG die 
Baumschutzsatzung im Internet ver-
kündet bzw. bekannt gemacht. Nach 
der Spezialvorschrift des § 14 Abs. 4 2	 Az.: 4 KN 251/16
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Das Sozialgericht Lüneburg hat sich 
mit Urteil vom 15.11.20183 mit der 
Frage beschäftigt, ob ein ehrenamt-
licher Bürgermeister einer nieder-
sächsischen Gemeinde als deren ab-
hängig Beschäftigter zu betrachten 
ist und damit eine Beitragspflicht zur 
Sozialversicherung besteht.

Die Beklagte forderte von der Kläge-
rin nach einer Betriebsprüfung für 
die an den Beigeladenen, den ehren-
amtlichen Bürgermeister der Kläge-
rin, gezahlten Aufwandsentschädi-
gungen, Fahrtkostenpauschale und 
Sitzungsgeld (432 Euro monatlich 
abzüglich eines steuerlichen Freibe-
trages von 312 Euro, insgesamt 1.440 
Euro jährlich) für den Prüfzeitraum 
Beiträge zur Rentenversicherung 
und zu den Umlagekassen 1 und 2 in 
Höhe von 1.118,46 Euro einschließ-
lich Säumniszuschlag nach. Der von 
der Klägerin eingelegte Widerspruch 
wurde von der Beklagten mit Wider-
spruchsbescheid zurückgewiesen. 
Die zulässige Klage der Klägerin 
auf Aufhebung des Widerspruchsbe-
scheides war erfolgreich.

In der Sache sei der Bescheid der 
Beklagten in der Gestalt des Wi-
derspruchsbescheides rechtswidrig 
und verletze die Klägerin in ihren 
Rechten, da der Beigeladene nicht als 
abhängig Beschäftigter der Klägerin 
im Sinne des § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
zur erachten sei und damit auch die 
Beitragserhebung den gesetzlichen 
Bestimmungen widerspreche.

Beurteilungsmaßstab für das Vorlie-
gen einer (abhängigen) Beschäfti-
gung sei § 7 Abs. 1 SGB IV. Danach 
sei Beschäftigung die nicht selbstän-
dige Arbeit, insbesondere in einem 

Beitragspflicht zur Sozialversicherung eines ehrenamtlichen Bürgermeisters

Satz 7 i.V.m. Abs. 5 Nr. 2 NAGBNat-
SchG müsse eine Verkündung von 
Satzungen zur Unterschutzstellung 
von Landschaftsbestandteilen gemäß 
§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NAGBNat-
SchG jedoch in einem amtlichen Ver-
kündungsblatt oder im Niedersäch-
sischen Ministerialblatt erfolgen. 
Da die Antragsgegnerin über kein 
amtliches Verkündungsblatt verfü-
ge, hätte die Verkündung somit im 

Niedersächsischen Ministerialblatt 
erfolgen müssen.

Anmerkung:
Das Oberverwaltungsgericht stellt 
klar, dass Ratsfraktionen in einer all-
gemeinen Normenkontrollklage gegen 
örtliches Umweltrecht nicht beteili-
gungsfähig sind. Dabei kommt es im 
Kern nicht auf die Rechtsnachfolgepro-
blematik an, sondern darauf, dass die 

Ratsfraktion nach niedersächsischem 
Kommunalrecht keine allgemeinen 
Rechte, sondern nur ihre organschaft-
lichen Rechte geltend machen kann. 
Eine diesbezügliche Verletzung hat 
das Gericht aber nicht festgestellt. Be-
züglich der Verkündungsproblematik 
sieht das Gericht auch für eine örtliche 
Baumschutzsatzung die Spezialvor-
schrift des § 14 Abs. 4 Satz 7 NAGB-
NatSchG als einschlägig an.

Arbeitsverhältnis. Anhaltspunkte für 
eine Beschäftigung seien damit eine 
Tätigkeit nach Weisung und Einglie-
derung in die Arbeitsorganisation des 
Weisungsgebers. Diese Vorausset-
zungen seien im Hinblick auf die Klä-
gerin und den beigeladenen ehren-
amtlichen Bürgermeister nicht erfüllt.

Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichtes (BSG) 
setze eine Beschäftigung voraus, dass 
der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
persönlich abhängig sei. Bei einer Be-
schäftigung in einem fremden Betrieb 
sei dies der Fall, wenn der Beschäf-
tigte in den Betrieb eingegliedert sei 
und dabei in einem Zeit, Dauer und 
Art umfassenden Weisungsrecht des 
Arbeitgebers unterliege. Kennzeichen 
für die persönliche Abhängigkeit Be-
schäftigter sei darüber hinaus, dass 
Beschäftigte ihre Arbeitsleistung auf 
der Grundlage eines gegenseitigen 
Vertrages oder Rechtsverhältnisses 
(insbesondere eines Arbeitsverhält-
nisses) erbringen, um als Gegen-
leistung dafür eine Entlohnung zu 
erhalten, so dass die Arbeitsleistung 
bei objektiver Betrachtung zu Er-
werbszwecken erbracht werde. Diese 
Rechtsprechung sei auf die Situation 
des Beigeladenen als ehrenamtlicher 
Bürgermeister der Klägerin übertrag-
bar. Aufgaben und Tätigkeiten, die 
Ausfluss der organschaftlichen Stel-
lung einer ein Ehrenamt ausübenden 
Person und damit auch nicht für jeder-
mann frei zugänglich seien, führen 
daher regelmäßig nicht zu der in § 7 
Abs. 1 SGB IV umschriebenen per-
sönlichen Abhängigkeit. Beschlüsse 
eines Gemeinderates, die Ausrich-
tung der Aktivitäten vorgeben, seien 
keine Weisung im Sinne des § 7 Abs. 
1 SGB IV. Der Gemeinderat fasse die 
Beschlüsse als Gremium, das für die 
örtlichen Belange der Gebietskör-
perschaft zuständig sei; als Mitglied 

des Rates könne der Bürgermeister 
zudem an der Entscheidungsfindung 
des Rates aktiv mitwirken und den 
Inhalt der Entscheidung nach Maß-
gabe demokratischer Prozesse mit-
beeinflussen. Die Umsetzung durch 
den Bürgermeister erfolge auf ver-
fassungsrechtlicher bzw. gesetzlicher 
Grundlage und diene allgemeinen 
Interessen.

Zwar habe das BSG hat in seiner bis-
herigen Rechtsprechung auch ausge-
führt, dass weder das Rechtsverhält-
nis als Ehrenbeamter als solches noch 
die Rechtsstellung als Organ oder 
Mitglied eines Organs einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts 
mit eigenen gesetzlichen Befugnissen 
noch die Zahlung einer pauschalen 
Aufwandsentschädigung ohne Bezug 
zu einem konkreten Verdienstausfall 
die Annahme eines versicherungs-
pflichtigen und beitragspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnisses per se 
ausschließen. Es habe dabei jedoch 
zwischen Repräsentationstätigkeiten 
bzw. Tätigkeiten aufgrund mitglied-
schaftlicher Verpflichtung und all-
gemein zugänglicher (Verwaltungs-)
Tätigkeit differenziert und damit 
die Besonderheiten des ehrenamtli-
chen Engagements anerkannt sowie 
die mit einem Ehrenamt verbunde-
nen Repräsentationsaufgaben als 
weisungsfreie, dem Grunde nach 
nicht versicherungspflichtige Tä-
tigkeit qualifiziert. Ehrenamtliche 
Tätigkeiten seien dabei regelmäßig 
nicht auf Repräsentationsaufgaben 
beschränkt, sondern erhielten ihr 
Gepräge durch ihre ideellen Zwecke 
und die Unentgeltlichkeit; ein Auf-
wendungsersatz für konkrete oder 
pauschal berechnete Aufwände sei 
unschädlich. Eine abhängige Be-
schäftigung sei dagegen nur dann 
anzunehmen, wenn ein ehrenamtlich 
Tätiger zugleich allgemein zugäng-3	 Az. S 38 R 259/17
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liche Verwaltungsaufgaben über-
nommen habe und zudem für die 
Ausübung dieser Tätigkeiten eine 
Aufwandsentschädigung erhalte, die 
über den tatsächlichen Aufwänden 
liegt. Die von einem ehrenamtlichen 
Bürgermeister wahrzunehmenden 
Verwaltungsaufgaben können jedoch 
nicht von jedermann wahrgenom-
men werden, sondern beschränken 
sich auf den Personenkreis, der im 
Rahmen von Kommunalwahlen in 
das Vertretungsorgan der Gemeinde 
hineingewählt wurde. Zudem stelle 

Sternstunden der jüngeren Verwaltungsgeschichte

die Aufwandsentschädigung des Bei-
geladenen im vorliegenden Fall ihrer 
Höhe nach kein Einkommen dar, dem 
ein Erwerbszweck beigemessen wer-
den könne.

Anmerkung:
Die Entscheidung ist im Ergebnis zu 
begrüßen, auch wenn schon die kom-
plizierte Argumentation des Sozial-
gerichts mit der Übertragung der für 
andere Konstellationen entwickelten 
Abgrenzung von selbständiger und 
abhängiger Beschäftigung zeigt, 

dass es sich bei kommunalen Ehre-
nämtern um einen eigenständigen 
Typus von Aufgabenwahrnehmung 
für die örtliche Gemeinschaft han-
delt, der sich von einem Arbeitsver-
hältnis schon kategorisch und per se 
unterscheidet. Es wäre zu begrüßen, 
wenn das Bundessozialgericht seine 
sehr einzelfallbezogene Betrachtung 
jedenfalls für von den Ländern in den 
Kommunalverfassungen ausdrück-
lich geregelten kommunalen Ämtern 
zu Gunsten einer grundsätzlichen 
Aussage überdenkt.

Adel verpflichtet, hat es aber zuwei-
len auch hinreichend schwer. Noch 
schwerer hat man es allerdings, adlig 
zu werden. Manche glauben, dafür 
sei ein entsprechender Stammbaum 
nötig. Versuche, einen entsprechen-
den Adelzusatz als „Baronin von …“ 
zu erlangen, hat das Verwaltungs-
gericht Hannover durchkreuzt, als 
es um die Eintragung eines Künst-
lernamens in das Melderegister der 
beklagten Kommune ging. Schon die 
drei Leitsätze der 10. Kammer des 
Verwaltungsgerichts1 künden von 
großer Humorlosigkeit und lauten:

1.	 Ein aus dem bürgerlichen Namen, 
einem Adelszusatz und dem Ge-
burtsnamen zusammengesetzter 
Künstlername ist nicht hinrei-
chend vom bürgerlichen Namen 
unterscheidbar, um eine Eintra-
gung im Melderegister erforder-
lich zu machen.

2.	 Die Mitgliedschaft in einem Künst-
lerverband ist kein ausreichendes 
Indiz für die Verkehrsgeltung 
eines Künstlernamens, wenn der 
Künstlerverband vorrangig der 
Eintragung von Künstlernamen 
mit Adelsprädikat dient.

3.	 Ausschließlich im Selbstverlag 
mit Bedarfsdruck veröffentlichte 
Bücher sind kein hinreichender 
Beleg für die Verkehrsgeltung 
eines Künstlernamens.

Das Gericht legt sodann dar, ein ent-
sprechender Künstlername müsse 
durch Verkehrsgeltung anerkannt 
sein. Im vorliegenden Fall war das 
Problem, dass die Klägerin ihren bür-
gerlichen (man beachte das Wort!) 
Namen lediglich um die Worte „Ba-
ronin von“ ergänzt haben wollte. 
Angesichts dessen sah das Gericht 
schon keine Notwendigkeit, den 
Künstlernamen als Unterscheidungs-
merkmal im Personalausweis einzu-
tragen. Auch der Umstand, dass sie 
auf einer Website mit dem schönen 
Titel „Adels Foundation – Ritterbru-
derschaft Edeler Namen“ als Leite-
rin der „Geschäftsstelle des Neuen 
Deutschen Adels“ auftrete und auch 
einmal einen Adventskaffeetrinken 
in einem örtlichen Seniorenheim or-
ganisiert habe, konnte das Gericht 
nicht überzeugen. Treffend trocken 
wird bemerkt: „Es mag zutreffen, dass 
sich Künstler häufig sozial engagieren 
und hierbei unter ihrem Künstlerna-
men auftreten, um dem jeweiligen 
Anliegen eine größere Öffentlichkeit 
zu verschaffen und zugleich selbst 

als engagierte Wohltäter aufzutreten. 
Dabei setzen sie jedoch eine bereits 
vorhandene Verkehrsgeltung ihres 
Künstlernamens zugunsten des sozi-
alen Anliegens ein“2. Neben der feh-
lenden eigenen schriftstellerischen 
Leistung bei den angeführten, im We-
sentlichen von einer fremden Haupt-
autorin verfassten Gedichtbänden 
konnte das Verwaltungsgericht auch 
die Mitgliedschaft in einem Künstler-
verband nicht als entscheidendes Kri-
terium anerkennen. Der entsprechen-
de Künstlerverband soll nach Ansicht 
des Verwaltungsgerichts allein dazu 
dienen, ein „vermeintlich hinreichen-
des Kriterium für die Eintragung von 
Künstlernamen formal zu erfüllen“. 
Auf der Internetseite des Verbandes 
seien zahlreiche Künstler aufgeführt, 
deren Künstlernamen fast ausschließ-
lich solche Zusätze wie „Graf/Gräfin“, 
„Baron“, „Freiherr“, „Erbgraf“ oder 
„Ritter“ enthalten würden. Auch der 
Hinweis auf die angeblich von ande-
ren Behörden vorgenommene Eintra-
gung dieser Titel als Künstlernamen 
konnten das Verwaltungsgericht 
nicht überzeugen – oder wie ein alter 
Spruch es sagt: „Essen und Schlafen 
machen keinen zum Grafen“. 

Adel verpflichtet

1	 Urteil vom 27.3.2018, Az.: 10 A 10810/17 2	 Rn. 27 des Urteils.
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Aus der Verbandsarbeit

Der Verfassungs- und Europaaus-
schuss des NLT konnte zu seiner 
281. Sitzung am 7. Mai 2019 den 
Staatssekretär des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Inneres und 
Sport Stephan Manke begrüßen. 
Intensiv wurde insbesondere über 
das Thema Ausländerrecht und die 
unterschiedlichen Verantwortlich-
keiten von Bund, Land und Kommu-
nen gesprochen. Neben der guten 
Atmosphäre und dem hohen Einsatz 
aller Beteiligten beim Projekt des 
Innenministeriums zu Überlegungen 
zur teilweise Zentralisierung des 
Rückführungsvollzugs kamen auch 
kritische Punkte wie die zuweilen als 
unbefriedigend oder unklar empfun-
dene Erlasslage sowie der fachlich 
nicht nachvollziehbare Vergleich der 
Arbeit der Ausländerbehörden im 
Bereich der Rückführung offen zur 
Sprache.

Einige Ausschussmitglieder berich-
teten, wie sehr sie vor Ort für Ent-
scheidungen verantwortlich gemacht 
würden, die oftmals das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge oder 
andere Behörden des Bundes oder 
Landes und nicht die kommunalen 
Ausländerbehörden getroffen hätten. 
Staatssekretär Manke zeigte auch mit 
Verweis auf ähnliche Erfahrungen in 
seiner Zeit als Landrat viel Verständ-
nis für die Situation, verdeutlichte 
aber auch jeweils die Position des 
Innenministeriums. Weitere Themen 
der Ausschusssitzung waren der 
Entwurf des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes, die Überlegungen in 
der Strukturkommission „Einsatzort 
Zukunft“ zur Zukunft der Feuerweh-
ren in Niedersachsen sowie aktuelle 
besoldungs- und beihilferechtliche 
Fragestellungen.

Intensive Diskussionen mit Staatssekretär Manke im Verfassungs- und 
Europaausschuss

Gute Atmosphäre trotz schwieriger Themen: Der Ausschussvorsitzende, Hermann Lutt-
mann (zweiter von links) begrüßte Staatssekretär Stephan Manke (zweiter von rechts) 
im Beisein von NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer (rechts) und NLT-Ge-
schäftsführer Dr.  Joachim Schwind (links).

Intensiver Austausch, insbesondere zu ausländerrechtlichen Fragestellungen: die Aus-
schussmitglieder Landrat Thomas Brückmann (Landkreis Wesermarsch), Landrat Dr. 
Andreas Ebel (Landkreis Gifhorn), Landrat Thomas Brych (Landkreis Goslar) sowie Erster 
Kreisrat Ludger Frische (Landkreis Cloppenburg).                                 Fotos: Markgraf/NLT

Am 9. Mai 2019 fanden sich die nie-
dersächsischen Regionalplaner zur 
alljährlichen NLT-Regionalplaner-
tagung zusammen. Unter den mehr 
als 50 Teilnehmenden waren zudem 
Vertreter der obersten und den obe-
ren Landesplanungsbehörden, also 
dem Landwirtschaftsministerium 
und den Ämtern für regionale Lan-
desentwicklung. 

„Heimat gestalten durch Raumentwicklung“ – NLT-Regionalplanertagung

Zu Beginn der Tagung wurde sich, 
wie es Tradition ist, „offen“ zu ak-
tuellen Tagesfragen ausgetauscht. 
Dabei kam die zum Teil als kritisch 
gesehene Genehmigungspraxis des 
Landes hinsichtlich der Regionalen 
Raumordnungsprogramme ebenso 
zur Sprache wie die immer stärker 
zunehmende Komplexität und Ver-
rechtlichung der Raumordnung. Ge-

rade dieses Thema durchzog die Dis-
kussionen auf der Tagung. Zu Recht 
wurde und wird dieses Phänomen be-
klagt. Auf Grund der massiv zuneh-
menden Ansprüche auf die Fläche 
– man denke nur an die Wohnraum-
schaffung, die Energiewende durch 
Nutzung des Windes und der Sonne, 
infrastrukturelle wie wirtschaftliche 
Entwicklungen sowie die Bewahrung 
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von Boden für Landwirtschaft und 
Forsten sowie des Lebensraums für 
die Pflanzen- und Tierwelt – wird die 
Ordnung der Räume schwieriger. Das 
liegt in der Natur der Sache. Im Hin-
blick auf den rechtlichen Rahmen ist 
die zunehmende Komplizierung al-
lerdings nicht zwangsläufig. Gleich-
wohl würde hier eine Vereinfachung 
oder Entbürokratisierung notwendig 
auch durch Recht geschützte Inte-
ressen tangieren. Ob dazu der Mut 
gefunden wird, bleibt eher fraglich.

Die Notwendigkeit der Raumord-
nung wieder stärker erklären

Weil allerdings bisweilen wohl in 
Folge dieser Lage vereinzelt sogar 
Stimmen zu vernehmen sind, die 
die Notwendigkeit von (regionaler) 
Raumordnung bezweifeln, hatte die 
Geschäftsstelle bewusst provoka-
tiv u.a. auf die Tagesordnung die 
Frage gesetzt: „Warum brauchen 
wir noch die Raumordnung? – Zum 
Sinn und Zweck der Raumordnung: 
Raumordnung einfach erklären.“ Im 
Ergebnis steht die Aufgabe für die 
Raumordner, ihre Profession und die 
sich daraus bietenden Möglichkeiten 
und Instrumentarien zur Steuerung 
wieder einem größeren Kreis besser 
begreiflich zu machen.

Dass Raumordnung gerade in Mittel-
europa notwendig ist, wird zu Recht 
von Vielen als selbstverständlich ge-
halten. Das heißt aber nicht, dass das 
Selbstverständliche (in der gesell-
schaftlichen Diskussion) außer Frage 
steht. Wie in anderen Feldern auch, 
wird es wieder zunehmend wichtiger, 
auch das Selbstverständliche grund-
ständiger zu erklären.

Ganz in diesem Sinne berichtete 
Prof. Dr. Rainer Danielzyk von einer 
weiteren, bisweilen gegenläufigen 
Beobachtung. Der Generalsekretär 
der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung und Vorsitzende 
des Beirates für Raumentwicklung 
beim Bundesinnenministerium war 
der Einladung auf die NLT-Regional-
planertagung gern gefolgt und setzte 
einen Impuls unter der Überschrift 
„Heimat gestalten durch Raument-
wicklung“.

Verbesserung der Lebensverhältnis-
se durch aktive Heimatgestaltung

So habe etwa die auf Bundesebene 
tagende und hochwertig besetzte 
Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ gerade die Raum-

ordnung als Instrument und Mittel 
erkannt, um diesem ihrem Ziel näher 
zu kommen. U.a. schon mit anderen 
Begrifflichkeiten und Perspektiven 
könne der Zugang (im politischen 
Umfeld) zu einer aktiveren Rau-
mentwicklung verstärkt werden, so 
Prof. Dr. Danielzyk. Es sei für viele 
griffiger, wenn von kleineren und 
mittleren Städten und Gemeinden 
gesprochen werde, anstatt von zent-
ralen Orten bzw. Grund- und Mittel-
zentren, die freilich als Fachsprache 
ihre Berechtigung haben. Auch die 
wiederkehrende Mode des Begriffs 
der Heimat könne hier als Verstärker 
genannt werden. In seinem Fazit be-
tonte er, dass erkannt werden müsse, 
dass Regionalplanung und Regional-
entwicklung zu verknüpfen seien. 
NLT-Beigeordneter Dr. Lutz Mehl-
horn betonte in der sich anschließen-
den Diskussion in diesem Zusam-
menhang, dass strukturell gerade die 
Landkreise und die Region Hannover 
für eine solche Verknüpfung beste 
Voraussetzungen böten.

Der NLT habe sich seinerzeit gerade 
auch deshalb dafür so stark einge-
setzt, die Regionalplanung in den 
Aufgabenbestand der Kreisfami-
lie zu holen, weil damit eine echte 
Kreisentwicklungspolitik und damit 
Gestaltung der Heimat durch stark 
demokratisch legitimierte Behörden 
vor Ort betrieben werden könne. 
Dass die Landkreise und die Regi-
on Hannover so zentrale Akteure 
der regionalen Entwicklung seien, 
liege auch daran, dass sie Träger der 

Raumordnung sind. Hierauf betonte 
Prof. Dr. Danielzyk zudem, dass die 
Kommunen weit stärker finanziell 
ausgestattet werden müssten, damit 
sie ihre wichtigen Funktionen auch 
durchgreifend erfüllen könnten.

Berichte der Landesregierung

Auf der Tagung berichtete die obers-
te Landesplanungsbehörde zudem 
über landesweite Entwicklungen 
und Trends. So wurde u.a. der Stand 
der regionalen Raumordnungspro-
gramme vorgestellt – hier hat sich 
die Lage seit letztem Jahr gebessert. 
Ferner stellte die oberste Landes-
entwicklungsbehörde (Ministerium 
für Bundes- und Europaangelegen-
heiten und Regionale Entwicklung) 
ihre zentralen Projekte im Bereich 
der Raumordnung bzw. -entwicklung 
vor. So nimmt etwa der „Daseinsvor-
sorgeatlas Niedersachsen“ Gestalt 
an und das Projekt „Plan Digital 
Niedersachsen“, mit dem das Land 
die Digitalisierung der Regionalen 
Raumordnungspläne und Flächen-
nutzungspläne vorantreiben möchte, 
stieß auf Wohlwollen.

Abgerundet wurde die Tagung mit 
einem Vortrag der Rechtsanwälte Dr. 
Lars Dietrich und Daniel Schultz von 
der Kanzlei Wolter Hoppenberg zur 
Steuerung der Windenergie, bei dem 
ein Überblick über die (niedersäch-
sische obergerichtliche) Rechtspre-
chung zu den planerischen Steue-
rungsmöglichkeiten der Windenergie 
samt Einschätzung gegeben wurde.

Prof. Dr. Rainer Danielzyk (Generalsekretär der Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung), Dr. Lutz Mehlhorn (NLT) und Hildegard Zeck (Leitende Ministerialrätin 
und „oberste Landesplanerin“ beim Landwirtschaftsministerium) während der NLT-Re-
gionalplanertagung.                                                                                     Foto: Markgraf/NLT
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Dieses Jahr wurde die NLT-Fach-
tagung Naturschutz 40! Am 21. Mai 
2019 kamen also zum 40. mal Vertre-
terinnen und Vertreter aller unteren 
Naturschutzbehörden in Niedersach-
sen – vom Sachbearbeiter bis zum 
Dezernenten – zusammen, um sich 
über die aktuellen Themen des amtli-
chen Naturschutzes mit kommunaler 
Perspektive auszutauschen.

Gut 120 Personen der kommunalen 
Naturschutzbehörden, dem Umwelt-
ministerium sowie der Fachbehörde 
für Naturschutz (NLWKN) infor-
mierten und diskutierten u.a. zu den 
Themen Natura 2000, die zukünftige 
Ausgestaltung der Abwicklung des 
Erschwernisausgleiches, die anste-
hende Novellierung des Nieder-
sächsischen Naturschutzgesetzes, 
die Erarbeitung des Landschaftspro-
grammes und des Aktionsprogramms 
„Insektenvielfalt Niedersachsen“.

Konnexität erneut angemahnt

Unter dem Tagesordnungspunkt 
„Austausch zu aktuellen Tagesfragen“ 
nahmen neben dem Thema Winde-
nergie vor allem die immer weiter 
zunehmende Mehrbelastung der un-
teren Behörden durch einen spürbaren 
Aufgabenzuwachs großen Raum ein. 
Zu kritisieren ist, dass ein finanzieller 
Ausgleich dieser Mehrbelastung sei-
tens des Landes nicht stattfindet, ob-
wohl es verfassungsrechtlich dazu in 
der Pflicht steht. Eine Unterfinanzie-
rung ist nicht nur bei der Umsetzung 

40. NLT-Fachtagung Naturschutz

von Natura 2000 zu beobachten, son-
dern auch in etlichen anderen Berei-
chen. Genannt seien ausdrücklich die 
invasiven Arten und der internationale 
Artenschutz. Für die unteren Natur-
schutzbehörden stellt das ein erheb-
liches Problem dar, weshalb der NLT 
das Land hierauf unablässig hinweist. 
Will das Land eine ordentliche Erledi-
gung dieser übertragenen Aufgaben, 
muss es dafür auch die finanziellen 
Rahmenbedingungen schaffen. Ande-
renfalls muss es „sich ehrlich machen“ 
und per Erlass von der Aufgabenerfül-
lung freistellen.

NLT-Initiative zur Personalentwick-
lung – Landesnaturschützer zu den 
Kommunen

Ebenso vorgestellt wurde die Initia-
tive des NLT, Personalentwicklung 
durch Austausch zwischen den Na-
turschutzverwaltungen des Landes 
und der Kommunen zu ermöglichen. 
Die Idee ist, dass Bedienstete des Um-
weltministeriums und des NLWKN 
im Naturschutz etwa zu Beginn ihrer 
beruflichen Laufbahn, ähnlich dem 
Vorgehen bei den als vom Land als 
Regierungsräte angestellten Juristen, 
für ein Jahr eine Kommunalstation 
(als Voraussetzung einer Beförde-
rung) zu absolvieren haben. Damit 
würden diese u.a. die Vollzugsbehör-
den im Naturschutz besser kennen-
lernen können, was zum Verständnis 
der Bedingungen und Gegebenhei-
ten beitragen könnte. Damit würde 
die Landesnaturschutzverwaltung 
insgesamt gestärkt werden.

Südniedersachsen stellen Aktions-
programm für ein artenreiches Grün-
land vor

Der Landkreis Holzminden stellte im 
Verbund mit dem Landschaftspflege-
verband Göttingen ihr Aktionspro-
gramm „Artenreiches Grünland Süd-
niedersachsen“ vor. Es bleibt zu hoffen, 
dass diese gute Initiative noch weit 
stärker auf Resonanz beim Land stößt. 
Etliche Punkte des Programms können 
nur mit dessen Hilfe erreicht werden. 
Das betrifft wie so oft die finanzielle 
Ausstattung, aber auch strukturelle 
Punkte wie die Einführung einer Wei-
detierprämie oder die Anpassung des 
aktuellen Fördersystems an die natur-
räumlichen Gegebenheiten.

Zum 40. Jubiläum der Fachtagung 
wurde ein Thema, das erstmals dort 
im Jahr 2008 behandelt worden ist, 
mit einem ersten fassbaren Fortschritt 
aufgegriffen. Das Fachinformations-
system Naturschutz (FIS-N), in dem 
die relevanten Daten des Naturschut-
zes zusammengeführt werden sollen, 
nimmt nun bei der Fachbehörde für 
Naturschutz Gestalt an. Auf der Ta-
gung wurde es im Probebetrieb für 
alle unteren Naturschutzbehörden 
freigeschaltet. Diese können nun ihre 
Bedürfnisse bei der Ausgestaltung des 
Systems direkt den Entwicklern beim 
NLWKN mitteilen. Das ist auch ein 
Erfolg des Formates der Fachtagung, 
bei der die Vertreterinnen und Vertre-
ter der unteren Naturschutzbehörden 
immer wieder die schnelle Entwick-
lung eines FIS-N angemahnt hatten.

Blick ins voll besetzte Auditorium.                                                                                                                                                  Foto: Meyn/NLT
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Austausch des Niedersächsischen 
Landkreistages mit dem Landvolk Nie-
dersachsen (LV) zum Düngerecht, zur 
nachhaltigen Nutztierhaltung, zum 
Tier- und Klimaschutz: Das Foto zeigt 
(von links) LV-Geschäftsführer Hart-

Verbändegespräch mit dem Landvolk Niedersachsen

mut Schlepps, LV-Hauptgeschäftsführer 
Helmut Brachtendorf, NLT-Beigeordneter 
Dr. Lutz Mehlhorn, LV-Präsident Albert 
Schulte to Brinke, LV-Vizepräsident Ulrich 
Löhr, Prof. NLT-Hauptgeschäftsführer 
Prof. Dr. Hubert Meyer, NLT-Beigeordne-

ten Thorsten Bludau, NLT-Vizepräsi-
dent Landrat Klaus Wiswe, den LV-Vi-
zepräsidenten Dr. Holger Hennies und 
Jörn Ehlers.           

Foto: ML/oh

Der Umweltausschuss des Nieder-
sächsischen Landkreistages hat auf 
Einladung von Landrat Kai-Uwe Bie-
lefeld am 13.  Juni 2019 auf dem Be-
triebsgelände des Tiefwasserhafens 
Cuxports in Cuxhaven getagt. Im 
Mittelpunkt der Erörterungen stan-
den die geplanten Gesetzesvorhaben 
des Bundes und des Landes Nieder-
sachsen zum Klimaschutz. Weitere 
Themen waren die Umsetzung des 
Verpackungsgesetzes, die Novelle 
des Niedersächsischen Straßengeset-
zes, die Fachkräftenachwuchssiche-
rung in der Bauverwaltung und bei 
der laufbahnrechtlichen Einrichtung 
eines „Umwelttechnischen Dienstes“, 
eine kommunale Wärmeplanung, das 
Düngerecht sowie die Erdgas- und 
Erdölförderung in Wasserschutzge-
bieten. Im Anschluss an die Sitzung 
bestand die Gelegenheit, sich vor Ort 
ein Bild über die Arbeit des Tiefwas-
serhafens in Cuxhaven zu machen.

NLT-Umweltausschuss tagte in Cuxhaven

Das Bild zeigt die Mitglieder des NLT-Umweltausschusses mit Landrat Kai-Uwe Bielefeld 
(vierter von rechts) und (fünfter von rechts) Cuxport-Geschäftsführer Michael de Reese.

Foto: Munack/Cuxport
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Die Europawahl und ihr erstaun-
liches Ergebnis sowie das danach 
folgende Getöse im Parteiengefüge 
haben mich, liebe Leser, bewogen, 
diesem Thema absolute Priorität ein-
zuräumen.

Es grünt so grün – warum?

41 Parteien und sonstige politische 
Vereinigungen sind ins Europaren-
nen gegangen. 16 mehr als 2014. 
Diese Anzahl hat den Souverän, die 
Wahlbürger, offenbar angespornt. 
Die Wahlbeteiligung schnellte hoch 
auf über 61 Prozent. Wer hätte das 
erwartet?

Oder lag’s gar nicht daran? Sind die 
Bürger von den plakativen Begrif-
fen Schicksalswahl, Richtungswahl, 
Klimawahl elektrisiert worden? Das 
Thema Klimaschutz hat nach meinem 
Eindruck allerdings erst nach der 
Wahl richtig Fahrt aufgenommen: bei 
den Erklärungsversuchen, warum 
die Grünen in einem solchen Maße 
Zuspruch erhielten, die Union und 
erst recht die SPD aber derart abge-
schmettert wurden. An der Wahlwer-
bung kann’s jedenfalls nicht gelegen 
haben, die war so verschnarcht und 
ohne spezifische Aussagen wie eh 
und je. „Macht Europa stark“ – ja, wie 
denn? „Für Deutschlands Zukunft in 
Europa“ – was soll uns das sagen?

Vielleicht hat die Wahlbeteiligung, 
das Wahnsinnsergebnis für die Grü-
nen aber auch einen ganz anderen 
Hintergrund. Mir ist in letzter Zeit 
Werbung in den Zeitungen aufgefal-
len, die ich in dieser Art und Menge 
vorher nicht zu Gesicht bekommen 
habe. Ich zitiere: Einzigartiges Phy-
to-Therapeutikum mit einem spezi-
ellen Wirkkomplex gibt Millionen 
Diabetikern Hoffnung, ein natürli-
ches Arzneimittel hilft gegen Erekti-
onsstörungen im Alter und verspricht 
ein aktives Sexleben in den besten 
Jahren, neuartiges Medizinprodukt 
läßt Verstopfung und Blähbauch ver-
schwinden, mit dreifacher Pflanzen-
kraft wird Arthrose gelindert. Auch 
für die Tiere ist gesorgt: „Endlich 
Hilfe!“ bei Durchfall und Arthrose 
bei Hund und Katze. Wenn man alle 
diese Pillen, Tabletten, Kräuterext-

*	Journalistin, Hannover, unseren Lesern als Gast-
kommentatorin bestens bekannt.

Die Europawahl 2019
Von Lore Marfinn*

rakte, Salben (und was es sonst noch 
gibt) kontinuierlich einnimmt, auf-
trägt, konsumiert und zudem sicher 
sein kann, daß auch dem Haustier 
geholfen wird – dann ist man fidel, 
putzmunter und geht selbstverständ-
lich freudig zur Wahl. Was man dann 
wählt? Die Natur, die Umwelt, das 
Leben – Grün!

Die politische Landschaft: endgültig 
umgepflügt?

Hochstimmung bei den Grünen. 
Habeck weiß, wie schnell sich alles 
wieder ändern kann. Er nahm das Er-
gebnis mit Demut auf. Demut – das ist 
ja eines der heutigen Zauberwörter.  
Noch lieber hätte ich von ihm gehört, 
man müsse mit dem Wahlergebnis 
achtsam umgehen. Ein wunderschö-
nes Wort!

Da CDU und SPD agiert haben, wie 
sie nach Wahlen immer agiert haben, 
ist’s kein Wunder, daß auch die Wäh-
ler wie immer agierten: durch wei-
teren Stimmentzug. Bis es quietscht, 
um eine frühere Parteivorsitzende zu 
zitieren. 

Die CDU erklärt ihr Wahlziel schlicht-
weg als erreicht, kaum Worte über 
heftige Verluste und woran das lie-
gen mag. Die SPD warnt dringend 
vor einer Personaldiskussion – was 
sollte sie angesichts des immensen 
Verschleißes an Vorsitzenden auch 
sonst tun? Doch die Warnung ver-
pufft. Nahles macht sich wie einst 
Lafontaine vom Acker. Knall auf Fall 
stehen Partei und Fraktion ohne sie im 
äußerst scharfen Wind. Dafür mit drei 
kommissarischen Parteichefs. Nach 
meiner Überzeugung: viel zu wenige! 
Wenn es stimmt, daß vier Augen mehr 
sehen als zwei, dann braucht diese 
Partei fünf bis sechs Kommissarische, 
um ein Mitglied zu erspähen, das 
dies Amt übernimmt. Die üblichen 
Verdächtigen haben ja allesamt sofort 
abgewinkt. Vom Politikwissenschaft-
ler Karl-Rudolf Korte stammt dazu der 
treffende Satz: „Wer hier Vorsitzender 
werden will, muß schon ein bißchen 
Todessehnsucht entwickeln.“ 

Vielleicht ist deshalb die Doppel-
spitze ins Gespräch gekommen? Die 
kämpfen dann, vorsichtshalber, Rü-
cken an Rücken. Damit keiner von 
hinten meucheln kann. Urwahl soll 
die Lösung sein? Da würde ich mich 

mal beim urgewählten Rudolf Schar-
ping erkundigen, der zwei Jahre spä-
ter weggeputscht worden ist.

Zeiten des Aufruhrs?

Frau Barley wird schlapper Wahl-
kampf vorgeworfen. Frau Nahles, 
der man Unrecht tut, wenn man ihr 
übergroße Seriosität vorwirft, hat das 
politische Parkett verlassen. Wenn 
AKK nicht gehörig Acht gibt, droht 
weitergehenden Ambitionen das Aus: 
Zu viele Fettnäpfe (nicht -näpfchen), 
in die sie reinplatscht (nicht -tapst). 
Und im Hintergrund: Merz, der Wie-
derauferstandene.

Rezo hatte im Wahlkampf mit seinem 
CDU-Zerstörungs-Video einen 55mi-
nütigen, viel beachteten Auftritt. Das 
von AKK erbetene Antwort-Video 
vom jung-alten Herrn Amthor ist im 
Panzerschrank, hinter Schloß und 
Riegel – ich hätte es so gerne mal ge-
sehen und gehört! Kevin Kühnert gab 
den Enteigner und Kollektivierer, das 
hat nicht allen aus dem Herzen ge-
sprochen. 

Vor dieser Wahl ist ja allenthalben 
intensiv erörtert worden, ob – und 
wie – durch Bots und Mails und Weiß-
nichtwas vom bösen Putin und/oder 
den Chinesen (wer kommt sonst noch 
in Betracht?) die Wahl beeinflusst 
werden wird oder werden kann. 
Haben Sie, liebe Leser, davon etwas 
gemerkt, gehört, gelesen? Ich nicht! 
Erstens kommt es anders, zweitens 
als man spekuliert. Überhaupt wird 
mir von Journalisten viel zu wenig 
berichtet, „was Sache ist“. Stattdes-
sen: Wie wird es kommen? Wer wird 
es werden? Platzt die GroKo, platzt 
die GroKo? Und wann? Und warum? 
Und wie geht’s weiter? Oft habe ich 
jetzt in politischen Gesprächsrunden 
gehört, man habe keinen klaren Blick 
in die Glaskugel. Ach nee!

Und Europa?

Wir sollten über all den Wirbel in 
unserer Republik nicht vergessen: 
Es war eine Europawahl. In Europa 
müssen jetzt Weichen gestellt, Ent-
scheidungen getroffen werden. Fünf 
Spitzenjobs sind zu vergeben. Spaßig 
fand ich die Anmerkung, dies sei 
wahrlich nicht einfach, da nach der 
EU-Machtarithmetik Herkunft, Ge-
schlecht und Parteibuch eine Rolle 
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spielten. Dazu die Fakten: Derzeit 
kommen drei Amtsinhaber aus Ita-
lien, je einer aus Polen und Luxem-
burg. Vier Männer, eine Frau. Drei 
sind bei der EVP1, eine bei S & D2, 

Aus den Landkreisen

einer ist parteilos. Oh ja: Herkunft, 
Geschlecht und Parteibuch spielen 
eine gewaltige Rolle, wie man sieht. 

Bis Anfang Juli konnte keine Einigung 
erzielt werden; Postenschacher im Patt, 
so könnte (muß?) man das nennen.

Dann, urplötzlich, zauberten die 
Regierungschefs das Kaninchen aus 

dem Hut: sie kredenzten ein Perso-
naltableau, das niemand erwartet 
hatte.

Schau’n wir mal, liebe Leser, wie 
es mit dieser Art, Europapolitik zu 
betreiben, weitergeht – und ob sie 
geeignet ist, Politik- bzw. Europaver-
drossenheit stark zu mindern.

1	Fraktion der Europäischen Volkspartei 
(Christdemokraten)

2	Fraktion der Progressiven Allianz der 
Sozialdemokraten im EP

Grund zur Freude bei den Auszubil-
denden der Metall- und Elektrobran-
che in Bassum und der Metropolregi-
on: mit der Förderbescheid-Übergabe 
über Mittel in Höhe von 165.000 Euro 
wurde der offizielle Startschuss für 
die „Aus- und Fortbildungswerkstatt 
in der Metropolregion Nordwest“ 
gegeben. Cord Bockhop, Landrat des 
Landkreises Diepholz sagte dazu: „Im 
Bereich Fach- und Nachwuchskräf-
te sind wir quasi täglich mit Fragen 
und Herausforderungen konfrontiert. 
Diese Werkstatt ist Teil der Antwort: 
Antwort der Metropolregion Nord-
west, Antwort des Landkreises Diep-
holz, Antwort der Stadt Bassum sowie 
Antwort der lokalen Wirtschaft. Es 
entstehen bedarfsgerechte und maß-
geschneiderte Ansätze, um neuen 
Auszubildenden sowie langjährigen 
Mitarbeitern individuell benötigte 
Lerninhalte zu vermitteln. Weg vom 
Schema F, hin zu Ausbildung, weiter-
denken.“

Die aus Mitteln des Förderfonds der 
Metropolregion Nordwest geförder-
te Werkstatt wird Auszubildenden 
der Metall- und Elektrobranche für 
Schulungen zur Verfügung stehen, 
die weit über die standardisierten 
Ausbildungslehrinhalte hinausge-
hen: individuell und bedarfsorientiert 
werden in hervorragend ausgestatte-
ten Werkräumen in Abstimmung mit 
den Ausbildungsbetrieben sowohl 
praxis- wie betriebsbezogene Kurse 
umgesetzt werden. Dabei geht es 
nicht darum, als eine Bildungsein-
richtung in Konkurrenz zu den Be-
rufsschulen zu treten, sondern darum 

Metropolregion Nordwest fördert Kompetenzen von Auszubildenden und 
Facharbeitern

im Interesse der Unternehmen unter-
stützend und ergänzend tätig zu wer-
den. Das vielfältige Angebot umfasst 
Kurse zur Verbesserung schulischer 
Grundkenntnisse sowie, unter dem 
Stichwort „Lebenslanges Lernen“, 
die Möglichkeit, Mitarbeiterfortbil-
dungen vor Ort durchzuführen.

Nicht nur für Auszubildende sondern 
auch für potentielle Unternehmens-
ansiedlungen seien derart innovati-
ve Projektideen von unschätzbarem 
Wert, hieß es. Die Werkstatt habe 
das Potenzial sich zu einem nicht 

Bescheid-Übergabe über 165.000 Euro für die Nachwuchs- und Fachkräfte der Region: 
(v.l.n.r) Landrat Cord Bockhop, Landkreis Diepholz; Geschäftsführerin Dr. Anna Mein-
cke, Metropolregion Nordwest; Bürgermeister Christian Porsch, Stadt Bassum; Dr. Chris-
toph Westerkamp, Vorsitzender Aus- und Fortbildungsnetzwerk.       Foto: Metropolregion

unerheblichen Standortfaktor für die 
gesamte Region zu entwickeln.

Die Dokumentation des Projektkon-
zepts sowie dessen Umsetzung wird 
nach Abschluss den Akteuren der 
Metropolregion Nordwest als Pilot 
zur Verfügung stehen.  Folgende 
Online-Angebote sind bereits jetzt 
vorhanden: Impulsfilm „Nachwuchs-
kraft für die Region“: https://www.
youtube.com/watch?v=QorXu4pYo_Y
Impulsfilm „Fachkraft für die Regi-
on“: https://www.youtube.com/watch? 
v=SMSn4yGO-rk
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Aus den Landkreisen

Der Landkreis Göttingen engagiert 
sich vielfältig für den Klimaschutz. 
Jetzt gab es einen kleinen, aber ganz 
praktischen Beitrag für sichere und 
klimafreundliche Mobilität. 50 Fahr-
radhelme wurden zu vergünstigten 
Konditionen an die Beschäftigten 
verteilt. Landrat Bernhard Reuter und 

die Erste Kreisrätin Christel Wem-
heuer nutzten den Termin, um über 
das Klimaschutzteilkonzept „Betrieb-
liche Mobilität“ zu informieren.

„Mit der Helm-Aktion wollen wir 
innerbetriebliche Anreize schaffen, 
um mehr Beschäftigte zum Umstei-

gen auf das Rad zu bewegen. Mir 
persönlich ist dabei die Sicherheit 
besonders wichtig“, so Reuter. Die 
Umweltdezernentin verweist auf die 
Vorbildfunktion: „Der Landkreis 
möchte seiner Verantwortung als 
regional bedeutsamer Akteur im Kli-
maschutz Ausdruck verleihen“, sagte 
Wemheuer. Beide nutzen selbst gern 
das Fahrrad für den Weg zur Arbeit.

Ein Vertreter des Allgemeinen Deut-
schen Fahrrad-Clubs (ADFC) stand 
bei der Ausgabe im Kreishaus mit 
Rat und Tat zur Seite und half den 
Beschäftigten bei der individuellen 
Anpassung.

Der Landkreis Göttingen enga-
giert sich für eine klimafreundliche 
Mobilität durch eine Vielzahl von 
Projekten, sowohl in der Fläche 
(Klimaschutzkonzept 2018-2023, 
Masterplan Radverkehr, VSN-Tarif-
gutachten, LEADER-Projekt „Unser 
Dorf fährt elektrisch“) als auch in der 
Verwaltung durch das Klimaschutz-
teilkonzept Betriebliches Mobilitäts-
management.

Landkreis Göttingen: Sicher und klimafreundlich zur Arbeit

Jedes Jahr beantragen rund 5.000 
Grafschafter Schüler eine neue Schü-
lerfahrkarte beim Landkreis. Schul-
jahr für Schuljahr bedeutete dieses: 
das lästige Ausfüllen des Papieran-
trages und die häufig umständliche 
Beschaffung eines aktuellen Passbil-
des. Und es bedeutete ebenso einen 
sehr hohen personellen Aufwand auf 
Seiten der Kreisverwaltung, die An-
träge abzuarbeiten. 

Jörg Frister von der IT-Abteilung des 
Landkreises erläutert die Umstellung 
auf ein digitalisiertes Verfahren: 
„Alle Daten können nun in einem 
Webformular auf der Homepage des 
Landkreises eingegeben werden, 
vieles komfortabel über Drop-down-
Menüs. Zuletzt muss nur noch ein 
Foto hochgeladen werden – über das 
Smartphone geht es noch leichter mit 
einem Selfie.“ Nach rund einer Stun-
de liegt der Bescheid mit Begrün-
dung im E-Mail-Postfach. Nur die 
Ausgabe der Schülerfahrkarten läuft 
noch analog: Die Lehrer überreichen 
die Tickets zum Schuljahresstart per-
sönlich.

Landkreis Bentheim: Mit wenigen Klicks zur Schülerfahrkarte

Hinter die-
sem smar-
ten Service 
steckt ein 
au f wend ig 
p r o g r a m -
m i e r t e r 
Prozess. Die 
vom Schüler 
eingetrage-
nen Infor-
m a t i o n e n 
werden mit 
G e o d a t e n 
ve rk nüpf t . 
Dann wird 
geprüft, ob 
der Schüler 
a u f g r u n d 
der Ent-
f e r n u n g 
z w i s c h e n 
Wohnort und Schule berechtigt ist, 
ein Busticket zu erhalten. Wenn alles 
passt, werden die Angaben für das Ti-
cket in eine spezielle Datei geschrie-
ben. Diese wird an das Busunterneh-
men gesendet, um die Fahrkarte zu 
erstellen.

„Wir hoffen, mit diesem neuen Ser-
vice in naher Zukunft so ziemlich 
alle 5.000 Vorgänge pro Jahr digital 
bearbeiten zu können“, erklärt Erster 
Kreisrat Uwe Fietzek das neue Ange-
bot des Landkreises. Diese Hoffnung 
sei nicht unrealistisch, denn gerade 

Papierlos können Schülerfahrkarten beim Landkreis beantragt wer-
den, wie (von links) Erster Kreisrat Uwe Fietzek, Jörg Frister (IT-Ab-
teilung) und Frank Adenstedt (Leiter Verkehrsabteilung) erläutern.

Foto: Landkreis Grafschaft Bentheim

Der Landkreis Göttingen hat Fahrrad-Helme für seine Beschäftigten angeschafft:
Foto: Landkreis Göttingen



NLT 4/2019 119

Aus den Landkreisen

Personalien

Am 26. April 2019, ist Landrat Tho-
mas Brych, Landrat des Landkreises 
Goslar, 60 Jahre alt geworden.

✻ ✻ ✻

Der ehemalige Landrat des Land-
kreises Verden Dieter Dieckhoff 
vollendete am 30. April 2019 sein 
90. Lebensjahr.

✻ ✻ ✻

Oberkreisdirektor a. D. Fried-
rich-Karl Böttcher, der frühere 
Hauptverwaltungsbeamte des Land-
kreises Osterode am Harz, vollendete 
am 13.  Mai 2019 sein 85. Lebensjahr.

✻ ✻ ✻

Am 17. Mai dieses Jahres wurde 
Oberkreisdirektor a. D. Herbert 
Droste, der ehemalige Hauptverwal-
tungsbeamte des früheren Landkrei-
ses Hannover, ebenfalls 85 Jahre alt.

✻ ✻ ✻

Oberkreisdirektor a. D. Heribert Sei-
del, der frühere Verwaltungschef des 
vormaligen Landkreises Blanken-
burg, wurde am 25. Mai dieses Jahres 
90 Jahre alt.

✻ ✻ ✻

Ebenfalls neun Jahrzehnte vollendete 
wenige Tage darauf, am 31. Mai 2019, 
der ehemalige Landrat des Landkrei-
ses Oldenburg Hermann Bokelmann.

✻ ✻ ✻

Oberkreisdirektor a. D. Dr. Karsten 
Ebel, der frühere Hauptverwaltungs-
beamte des Landkreises Stade, fei-
erte am 1. Juni dieses Jahres seinen 
75. Geburtstag.

✻ ✻ ✻

Oberkreisdirektor a. D. Rainer Ma-
wick, der frühere Verwaltungschef 
des Landkreises Verden, vollendete 
am 8. Juni 2019 sein 80. Lebensjahr.

Staatssekretär und ehemaliger Land-
rat des Landkreises Osterholz, Dr. 
Jörg Mielke, vollendete am 15. Juni 
2019 sein 60. Lebensjahr.

„Nach 47 Jahren ist es genug.“ Ganz 
ohne Bitterkeit spricht der Goslarer 
Vize-Landrat Brennecke diese Worte 
zu Beginn seiner letzten Sitzung des 
Finanzausschusses, an der er am 18. 
Juni 2019 für den Niedersächsischen 
Landkreistag teilnimmt. Danach blickt 
er ruhig und besonnen wie immer in 
seine Unterlagen und möchte weiter 
kein Aufheben um seine Person.

So war es immer mit Horst Brenne-
cke. Bescheiden, aber zielstrebig im 
Hintergrund agierend. „Aus per-
sönlichen Gründen“ hat er zum 30. 
Juni sein Mandat im Kreistag des 
Landkreises Goslar niedergelegt. 

Der ehemalige Landrat des Landkrei-
se Nienburg/Weser Werner Siemann 
vollendete am 12. Juli 2019 sein 
70. Lebensjahr.

Der 75 Jahre alte SPD-Politiker aus 
Langelsheim gehörte seit 1972 den 
Kreistagen Gandersheim (bis 1977) 
und Goslar an und war unter ande-
rem 16 Jahre Fraktionsvorsitzender, 
32 Monate ehrenamtlicher Landrat 
und genau 20 Jahre ehrenamtlicher 
stellvertretender Landrat im Land-
kreis Goslar. 

Horst Brennecke war Mitglied der 
Landkreisversammlung des Nieder-
sächsischen Landkreistages, Mit-
glied des Finanzausschusses des NLT 
und stellvertretendes Mitglied im 
Präsidium.

Horst Brennecke (Mitte) wurde am 18. Juni in der Sitzung des NLT-Finanzausschusses 
vom Ausschuss-Vorsitzenden Landrat Dr. Heiko Blume (Uelzen, rechts) und NLT-Haupt-
geschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer verabschiedet.                          Foto: Markgraf/NLT

junge Leute seien sehr kompetent in 
der Internetnutzung und beschritten 
gern digitale Wege. Dass der Land-
kreis Grafschaft Bentheim mit die-

sem Service sogar Vorreiter ist, ließ 
sich während der Erprobungsphase 
bereits in Fachmagazinen lesen – 
sogar in den USA. „Der neue Prozess 

verfügt über eine modulare Struktur, 
damit können ihn andere Landkreise 
auf ihre Anforderungen übertragen 
und nutzen“, ergänzt Jörg Frister.

✻ ✻ ✻

Horst Brennecke war 47 Jahre in Kreistagen – 
Abschied auch vom NLT
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